Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


% 9. 


(Fr. 20.) Vertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und 
Heſſen, die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins betreffend. Vom 
8. Juli 1867. 


— 

Oeme Majeſtät der König von Preußen im Namen des Norddeutſchen Bundes, 
Seine Majeſtät der König von Bayern, Seine Majeſtät der König von Württem⸗ 
berg, Seine Königliche Hoheit der Gropheriog von Baden und Seine Königliche 
— 5 der Großherzog von Heſſen und bei Rhein für die zu dem Norddeutſchen 
zunde nicht gehörenden Theile des Großherzogthums, von der Abſicht geleitet, 
die Fortdauer des Deutſchen Zoll- und Handelsvereins ſicher zu ſtellen und deſſen 
Einrichtungen in einer den gegenwärtigen Bedürfniſſen entſprechenden Weiſe fort⸗ 
a haben Verhandlungen eröffnen laſſen und zu Bevollmächtigten ernannt, 
und zwar: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Rath Johann Friedrich von 
Pommer Eſche, 


Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor Alexander Max von Philipsborn 
und ; 


Ben ln e, Martin Friedrich Rudolph Del 
rück / 


und von den übrigen Mitgliedern des Norddeutſchen Bundes: 


Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Julius Hans von Thümmel,; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Steuerrath Ludwig Wilhelm Ewald; 
Bundes -Geſehbl. 1867. 14 die 


Ausgegeben zu Berlin den 13. November 1867. 


| we 
die außer Seiner Majeftät dem Könige von Preußen bei dem Thüringi- 
ſchen Zoll- und Handelsvereine betheiligten Souveraine, nämlich: 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen— 
Weimar⸗Eiſenach, 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Koburg-Gotha, 


e der Fürſt von Schwarzburg-Rudol— 
adt, 


Seine Durchlaucht der Fürſt von Schwarzburg-Sonders⸗ 
hauſen, 


Seine Durchlaucht der Fürſt von Reuß älterer Linie, 
Seine Durchlaucht der Fürſt von Reuß jüngerer Linie: 
725 5 Sächſiſchen Wirklichen Geheimrath Gu ſtav 
on; 


Seine Hoheit der Herzog von Braunfchweig - Lüneburg: 
Höchſtihren Miniſter⸗Reſidenten an dem Königlich Preußiſchen Hofe, 
Geheimen Rath Dr. Friedrich Auguſt von Liebe; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 


den Herzoglich Braunſchweigiſchen Minifter-Refidenten, Geheimen Rath 
Dr. Fried rich Auguſt von Liebe; { 


ferner: 


Seine Majeftät der König von Bayern: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Wilhelm Weber 
und 
Allerhöchſtihren Ober⸗Zollrath Georg Ludwig Carl Gerbig; 


Seine Majeſtät der König von Württemberg: 


Allerhöchſtihren Kammerherrn, außerordentlichen Geſandten und bevoll⸗ 
mächtigten Miniſter an dem Königlich Preußiſchen Hofe, Geheimen 
Legationsrath Friedrich Heinrich Carl Freiherrn von Spitzemberg 


und 


Allerhöchſtihren Finanzrath Carl Victor Riecke; 
Seine 


BR 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 
Allerhöchſtihren Staatsminiſter der Finanzen und Präſidenten des Staats⸗ 
miniſteriums Carl Mathy; 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein 
für die zu dem Koddeaſchen Bunde nicht gehörenden Theile des Groß—⸗ 
herzogthums: 


Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Steuerrath Ludwig Wilhelm Ewald; 


von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalt der Ratifikation, folgender 


Vertrag abgeſchloſſen worden iſt: 


Artikel 1. 


Die vertragenden Theile ſetzen den, Behufs eines gemeinſamen Zoll- und 
Handelsſyſtems errichteten, auf dem Vertrage über die Fortdauer des Zoll⸗ 
und Handelsvereins vom 16. Mai 1865. beruhenden Verein bis zum letzten 
Dezember 1877. fort. 

Bis dahin bleiben die Sollvereinigungd- Serträge vom 22. und 30. März 
und 11. Mai 1833., vom 12. Mai und 10. Dezember 1835., vom 2. Januar 
1836., vom 8. Mai, 19. Oktober und 13. November 1841., vom 4. April 1853. 
und vom 16. Mai 1865., nebſt den zu ihnen gehörenden Separatartikeln zwiſchen 
den vertragenden Theilen ferner in Kraft, ſoweit ſie bisher noch in Kraft waren 
und nicht durch die folgenden Artikel abgeändert ſind. b 
; Mit dieſen Beſchränkungen und vorbehaltlich der Verabredung im Artikel 6. 
Rat die Beſtimmungen der gedachten Verträge auch auf diejenigen zum Nord⸗ 
eutſchen Bunde ee Staaten und Gebietstheile Anwendung, welche dem 
Zoll- und Handelsvereine noch nicht angehörten. 


Artikel 2. 


In dem Geſammtoerein bleiben diejenigen Staaten oder Gebietstheile ein⸗ 
begriffen, welche dem Zoll- und Handelsſyſteme der vertragenden Theile oder 
eines von ihnen angeſchloſſen find, unter Berückſichtigung ihrer auf den Anſchluß⸗ 
verträgen beruhenden beſonderen Verhältniſſe. 


Artikel 3. 


5 Ueber die Gemeinſchaft der Geſetzgebung und der Verwaltungseinrichtungen 
iſt zwiſchen den vertragenden Theilen Folgendes verabredet worden: 


gl. 


5 In den Gebieten der vertragenden Theile follen übereinſtimmende Geſetze 
über Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben, ſowie über die Durchfuhr beſtehen, 
abei jedoch diejenigen Modifikationen zuläflig fein, welche, ohne dem gemeinſamen 
Zwecke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichkeit der allgemeinen Geſetzgebung 

14* eines 
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eines jeden Theil nehmenden Staates oder aus lokalen Intereſſen ſich als noth- 
wendig ergeben. Bei dem Zolltarife namentlich ſollen hierdurch in Bezug auf 
einzelne, weniger für den größeren Handelsverkehr gei nete Gegenſtände ſolche 
Abweichungen von den allgemein angenommenen Erhebungsſätzen, welche für 
einzelne Staaten als vorzugsweiſe wünſchenswerth erſcheinen, nicht ausgeſchloſſen 
ſein, je“ fie auf die allgemeinen Intereſſen des Vereins nicht nachtheilig 
einwirken. 

Von der Durchfuhr werden Abgaben nicht an und es treten die 
Verabredungen außer Wirkſamkeit, welche in den im Artikel 1. genannten Ver⸗ 
trägen über die Durchgangsabgaben getroffen ſind. 


ws 


Der gemeinſchaftliche Zolltarif wird in zwei 1857. eee und zwar 
nach dem durch den Münzvertrag vom 24. Januar 1857. feſtgeſtellten Dreißig⸗ 
Thalerfuße und Zweiundfünfzig⸗und⸗einhalb⸗Guldenfuße ausgefertigt. 

Die Einheit für das gemeinſchaftliche Zollgewicht bildet der in ſämmt⸗ 
lichen Vereinsſtaaten, mit Ausnahme des Königreichs Bayern, als allgemeines 
Landesgewicht beſtehende Zentner (50 Kilogramme). Es wird daher im ge⸗ 
ſammten Vereine die Deklaration, Verwiegung und Verzollung der nach dem 
Gewichte zollpflichtigen Gegenſtände ausſchließlich nach jenem Gewichte geſchehen. 


§. 3. 
In den Gebieten der vertragenden Theile ſollen übereinſtimmende Geſetze 
über die Beſteuerung des im Umfange des Vereins gewonnenen Salzes und 
aus Rüben bereiteten Zuckers beſtehen. 2 
Die vertragenden Theile find darüber einverftanden, daß, wenn die 
Fabrikation von Zucker oder Syrup aus anderen inländiſchen Erzeugniſſen, als 
aus Rüben, z. B. aus Stärke, im Zollvereine einen erheblichen Umfang ge⸗ 
winnen ſollte, dieſe Fabrikation ebenfalls in ſämmtlichen Vereinsſtaaten einer 
übereinſtimmenden Beſteuerung nach den für die Rübenzuckerſteuer verabredeten 
Grundſätzen zu unterwerfen ſein würde. 


8. 4. 


Der im Umfange des Vereins gewonnene oder zubereitete Taback foll einer 
übereinſtimmenden ee unterworfen werden. 


$. 5. 

In den Gebieten der vertragenden Theile ſollen übereinſtimmende Maaß⸗ 
regeln zum Schutze des gemeinſchaftlichen Zollſyſtems gegen den Schleichhandel 
und der inneren Verbrauchsabgaben gegen Hinterziehungen beſtehen. 

$. 6. 

Die Verwaltung der in den $$. 1. 3. und 4. bezeichneten Abgaben und 

die 


Theiles auszudehnen. 


die Organiſation der dazu dienenden Behörden ſoll in allen Ländern des Ge⸗ 
ſammtvereins, unter Berückſichtigung der in denſelben beſtehenden eigenthümlichen 
Verhältniſſe, auf gleichen Fuß gebracht werden. 


§. 7. 


Thel In Gemäßheit der vorſtehenden Verabredungen werden die vertragenden 
eile f 


das Zollgeſetz 

die Sollordnung „ 

den Zolltarif, 

die Grundſätze, das Zollſtrafgeſetz betreffend, 


wie ſolche zwiſchen ihnen vereinbart ſind, ferner 


die Uebereinkunft wegen Erhebung einer Abgabe von Salz vom 8. Mai 
dieſes Jahres, 

die Uebereinkunft wegen Beſteuerung des Rübenzuckers vom 16. Mai 1865., 

das Zollkartel vom 11. Mai 1833., 


zur Anwendung bringen. 


Unter dem, in den gemeinſchaftlichen Geſetzen und Verwaltungsvorſchriften 
erwähnten allgemeinen Eingangszoll oder der allgemeinen Eingangsabgabe iſt ein 
Zollſatz von 15 Groſchen oder 524 Kreuzern zu verſtehen. 


Artikel 4. 


Eingangs, Ausgangs- und Durchgangsabgaben werden an den gemein- 
ſchaftlichen Landesgrenzen der vertragenden Theile nicht erhoben, und es können 
alle im freien Verkehr des einen Gebiets bereits befindlichen Gegenſtände auch 
frei und unbeſchwert in das andere Gebiet gegenſeitig eingeführt werden, mit 
alleinigem Vorbehalte der im Innern der vertragenden Theile mit einer nicht 
. Steuer belegten inländiſchen Erzeugniſſe, nach Maaßgabe des 

rtikels 5. 

Die Freiheit des Handels und Verkehrs zwiſchen den vertragenden Theilen 
ſoll auch dann keine Ausnahme leiden, wenn bei dem Eintritte außerordentlicher 
Umſtände, insbeſondere auch bei einem drohenden oder ausgebrochenen Kriege, 
einer von ihnen ſich veranlaßt finden ſollte, die Ausfuhr gewiſſer im inneren 


freien Verkehr befindlichen Erzeugniſſe oder Fabrikate in das Ausland für die 


Dauer jener außerordentlichen Umſtände zu verbieten. 

In einem ſolchem Falle wird man darauf Bedacht nehmen, daß ein gleiches 
Verbot von allen vertragenden Theilen erlaſſen werde. f 

Sollte jedoch einer oder der andere derſelben es feinem Intereſſe nicht an- 
gemeſſen finden, auch ſeinerſeits jenes Verbot anzuordnen, ſo bleibt demjenigen 
oder denjenigen Theilen, welche ſolches zu erlaſſen für nöthig finden, die Befugniß 
vorbehalten, daſſelbe auch auf den Umfang des ihrem Beſchluſſe nicht beitretenden 


Die 
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Die vertragenden Theile räumen ſich ferner auch gegenfeitig das Recht 
ein, zur Abwehr gefährlicher anſteckender Krankheiten für Menſchen und Vieh 
die erforderlichen Maaßregeln zu ergreifen. Im Verhältniſſe von einem Vereins⸗ 
lande zu dem andern durfen jedoch keine hemmenderen Einrichtungen getroffen 
werden, als unter gleichen Umſtänden den inneren Verkehr des Staates treffen, 
welcher ſie anordnet. 


Artikel 5. 


Die vertragenden Theile werden ihr Beſtreben darauf richten, eine Ueber⸗ 
einſtimmung der Geſetzgebung über die Beſteuerung der in ihren Gebieten theils 
bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei dem Verbrauche 
mit einer inneren Steuer belegten, nicht unter die $$. 3. und 4. des 
Artikels 3. fallenden Erzeugniſſe im Wege des Vertrages herbeizuführen. Bis 
dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, ſollen hinſichtlich der vorbemerkten Steuern 
und des Verkehrs mit den davon betroffenen Gegenſtänden unter den Vereins⸗ 
ſtaaten, zur Vermeidung der Nachtheile, welche aus einer Verſchiedenartigkeit der 
inneren Steuerſyſteme überhaupt, und namentlich aus der Ungleichheit der Steuer⸗ 
ſätze, ſowohl für die Produzenten, als für die Steuereinnahme der einzelnen 
Vereinsſtaaten erwachſen könnten, folgende Grundſätze in Anwendung kommen. 


E Sinſichtlich der auslaͤndiſchen Erzeugniſſe. 


Von allen bei der Einfuhr mit mehr als 15 Gr. — 524 Kr. — vom 
Zentner belegten Erzeugniſſen, von welchen entweder auf die in der Zollordnung 
vorgeſchriebene Weiſe dargethan wird, daß ſie als ausländiſches Ein⸗ oder Durch⸗ 
gangsgut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörde des Vereins 
bereits beſtanden haben oder derſelben noch unterliegen, darf keine weitere Ab⸗ 
gabe irgend einer Art, ſei es für Rechnung des Staates oder für Rechnung von 
Kommunen und Korporationen, erhoben werden, jedoch — was das Eingangs⸗ 
gut betrifft — mit Vorbehalt derjenigen inneren Steuern, welche in einem Ver: 


einsſtaate auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Bereitungen aus 


ſolchen Erzeugniſſen, ohne Unterſchied des ausländiſchen, inländiſchen oder ver⸗ 
einsländiſchen Urſprungs, allgemein gelegt ſind. 8 

Unter dieſen Steuern ſind für jetzt die Steuern von der Fabrikation des 
Branntweins, Biers und Eſſigs, ingleichen die Mahl- und Schlachtſteuer zu ver⸗ 
ſtehen, welchen daher das ausländiſche Getreide, Malz und Vieh im gleichen 
Maaße, wie das inländiſche und vereinsländiſche, unterliegt. 

In denjenigen Staaten, in welchen die inneren Steuern von Getränken 
ſo angelegt ſind, daß ſie bei der Einlage der letzteren erhoben oder den Steuer⸗ 
pflichtigen zur Laſt geſtellt werden, findet der Grundſatz der Freilaſſung ver⸗ 
zollter ausländiſcher Erzeugniſſe von inneren Abgaben in der Art Anwendung, 
daß die erſte Einlage verzollter ausländiſcher Getränke, d. h. diejenige, welche 
dem direkten Bezuge aus dem Auslande oder dem Bezuge aus öffentlichen 
feilen oder Privatlägern unmittelbar folgt, von jeder inneren Steuer be⸗ 
reitbleibt. 


Dieſe 


z Dieſe Beſtimmung gilt auch da, wo die Erhebung einer inneren Getränke⸗ 


ſteuer für Rechnung von Kommunen oder Korporationen ſtattfindet. 

Ausländiſche Erzeugniſſe, welche beim Eingange zollfrei, oder mit einer 
Abgabe von nicht mehr als 15 Gr. — 524 Kr. — belegt ſind, unterliegen den 
nachſtehend unter Nr. II. getroffenen Beſtimmungen. 


II. Hinſichtlich der inlaͤndiſchen und vereinslaͤndiſchen Erzeugniſſe. 
§. 1. 


Von den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenſtänden, welche nur durch 
einen Vereinsſtaat tranſitiren, um entweder in einen anderen Vereinsſtaat oder 
nach dem Auslande geführt zu werden, dürfen innere Steuern weder für Rech⸗ 
nung des Staates, noch für Rechnung von Kommunen oder Korporationen er⸗ 
hoben werden. 

§. 2. 


Jedem der vertragenden Theile bleibt es zwar freigeſtellt, die auf der 
Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Verbrauche von Erzeugniſſen ruhenden 
inneren Steuern beizubehalten, zu verändern oder aufzuheben, ſowie neue Steuern 
dieſer Art einzuführen, jedoch ſollen dergleichen Abgaben für jetzt nur auf folgende 
inländiſche und gleichnamige vereinsländiſche Erzeugniſſe, als: Branntwein, Bier, 
Eſſig, Malz, Wein, Moſt, Cider (Obſtwein), Mehl und andere Mühlenfabrikate, 
desgleichen Backwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren und Fett gelegt werden dürfen. 

Für Branntwein, Bier und Wein ſollen die folgenden Sätze als das 
höchſte Maaß betrachtet werden, bis zu welchem in den Vereinsſtaaten eine Be⸗ 
ſteuerung der genannten Erzeugniſſe für Rechnung des Staates ſoll ſtattfinden 
können, nämlich: 


a) für Branntwein 10 Rthlr. von der Ohm zu 120 Quart Preußiſch und 
bei einer Alkoholſtärke von 50 Prozent nach Tralles; 
b) für Bier 1 Rthlr. 15 Sgr. von der Ohm zu 120 Quart Preußiſch ; 
e) für Wein, und zwar: 
aa) wenn die Abgabe nach dem Werthe des Weines erhoben wird, 
13 Rhlr. vom Zollzentner (5 Rthlr. von der Ohm zu 120 Quart 
Preußiſch), 
bb) wenn die Abgabe ohne Rückſicht auf den Werth des Weines erhoben 
wird, 25 Gr. vom Zollzentner (2 Rthlr. 233 Gr. von der Ohm 
zu 120 Quart Preußiſch) / 
ce) wenn die Abgabe nach einer Klaſſifikation der Weinberge erhoben 
wird, iſt die Beſchränkung derſelben auf ein Maximum nicht für 
erforderlich erachtet worden. s 


Auch für die anderen, einer inneren Steuer unterworfenen Erzeugniſſe wer- 
en, 
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den, ſoweit nöthig, beſtimmte Sätze feſtgeſetzt werden, deren Betrag bei Abmeſſung 
der Steuer nicht überſchritten werden ſoll. 


§. 35 
Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer nach der 
Beſtimmung im F. 2. zur Erhebung kommen, wird eine gegenſeitige Gleichmäßig⸗ 
keit der Behandlung dergeſtalt ſtattfinden, daß das Erzeugniß eines anderen Ver⸗ 
einsſtaates unter keinem Vorwande höher oder in einer laͤſtigeren Weiſe, als das 
inländiſche oder als das Erzeugniß der übrigen Vereinsſtaaten, beſteuert werden 
darf. In Gemäßheit dieſes Grundſatzes wird Folgendes feſtgeſetzt: 


a) Vereinsſtaaten, welche von einem inländiſchen Erzeugniſſe keine innere 
Steuer erheben, dürfen auch das gleiche vereinsländiſche Erzeugniß nicht 
beſteuern; 


b) wo innere Steuern nach dem Werthe der Waare erhoben werden, ſind 
nicht nur die nämlichen Erhebungsſätze auf das inländiſche, wie auf das 
vereinsländiſche Erzeugniß gleichmäßig in Anwendung zu bringen, ſondern 
es darf auch bei Ben des zu beſteuernden Werthes das inländiſche 
Erzeugniß nicht vor dem vereinsländiſchen begünſtigt werden; 


c) diejenigen Staaten, in welchen innere Steuern von einem Konſumtions⸗ 
gegenſtande bei dem Kaufe oder Verkaufe oder bei der Verzehrung 
beſelben erhoben werden, dürfen dieſe Steuern von den aus anderen 
Vereinsſtaaten herrührenden Erzeugniſſen der nämlichen Gattung nur in 
gleicher Weiſe fordern; 


d) diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Hervorbringung oder 
Zubereitung eines Konſumtionsgegenſtandes gelegt haben, können den 
geſetzlichen Betrag derſelben bei der Einfuhr des Gegenſtandes aus an⸗ 
deren Vereinsſtaaten voll erheben laffen; 


e) im Norddeutſchen Bunde wird von dem in den übrigen Vereinsſtaaten 
9 1 9 Wein und Traubenmoſt eine Uebergangsabgabe nicht erhoben 
werden. 

Eine ſolche Abgabe wird auch von denjenigen Vereinsſtaaten nicht 
erhoben werden, welche etwa während der Dauer dieſes Vertrages die 
Hervorbringung von Wein einer inneren Steuer unterwerfen möchten; 


f) ſoweit zwiſchen mehreren Vereins ſtaaten eine Vereinigung zu gleichen 
Steuereinrichtungen beſteht, werden dieſe Staaten in Anſehung der Be⸗ 
fugniß, die betreffenden Steuern gleichmäßig auch von vereinsländiſchen 
Erzeugniſſen zu erheben, als ein Ganzes betrachtet. 


$. 4. 
Marder Staaten, welche eine innere Steuer auf den Kauf oder Ver- 
kauf, die ee „die Hervorbringung oder die Zubereitung eines Konſum⸗ 
tionsgegenſtandes gelegt haben, können, bei der Ausfuhr des Gegenſtandes nach 
an⸗ 
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anderen Vereinsſtaaten, dieſe Steuer unerhoben laſſen, beziehungsweiſe den geſetz⸗ 
lichen Betrag derſelben ganz oder theilweiſe zurückerſtatten. 


Wegen Ausübung dieſer Befugniß iſt Folgendes verabredet worden: 


a) Eine Zurückerſtattung ſoll überhaupt nur inſoweit ſtattfinden dürfen, als 
in dem betreffenden Staate bei der Ausfuhr des nämlichen Erzeugniſſes 
nach dem Vereinsauslande eine Steuervergütung gewährt wird, und auch 

x nur höchſtens bis zum Betrage der letzteren. 


b) Die betreffenden Vereinsregierungen werden ihr beſonderes Augenmerk 
darauf richten, daß in keinem Falle mehr, als der wirklich bezahlte 
Steuerbetrag erſtattet werde, und dieſe Vergütung nicht die Natur und 
Wirkung einer Ausfuhrprämie erhalte. 


e) Die Entlaſtung von der Verbindlichkeit zur Steuerzahlung ſoll nicht eher 
eintreten, beziehungsweiſe die Zurückerſtattung der Steuer nicht eher ge⸗ 
leiſtet werden, als bis der Eingang der elbe Erzeugniſſe in dem 
angrenzenden Vereinsſtaate, oder beziehungsweiſe in dem Lande des Be⸗ 
Bee auf die unter den betreffenden Vereinsſtaaten verabredete 

eiſe nachgewieſen worden ſein wird. 


d) Die innere Steuer von dem zur Eſſigbereitung verwendeten Branntwein 
wird nicht erlaſſen und, abgeſehen von dem Falle der Ausfuhr des 
Eſſigs nach dem Auslande, nicht erſtattet werden. 


§. 5. 


Welche, dem dermaligen Stande der Geſetzgebung in den Vereinsſtaaten 
entſprechende Beträge nach den Beſtimmungen der $$. 3. und 4. zur Erhebung 
kommen und beziehungsweiſe zurückerſtattet werden können, iſt beſonders ver⸗ 
abredet worden. Treten ſpäterhin irgendwo Veränderungen in den für die inneren 
Erzeugniſſe zur Zeit beſtehenden Steuerſätzen ein, jo wird die betreffende Regierung 
dem Bundesrathe des Zollvereins (Artikel 8.) davon Mittheilung machen, und 
hiermit den Nachweis verbinden, daß die Steuerbeträge, welche, in Folge der 
eingetretenen oder beabſichtigten Veränderung, von den vereinsländiſchen Erzeug⸗ 
05 erhoben, und bei der Ausfuhr der beſteuerten Gegenſtände vergütet werden 
ſollen, den vereinbarten Grundſätzen entſprechend bemeſſen ſeien. 

Wo die Uebergangsabgabe von Bier nach dem Gewichte erhoben wird, 
bleibt der Zollzentner Maaßſtab der Erhebung. 


$. 6. 

Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betroffenen vereins⸗ 
ländiſchen Gegenſtänden ſoll in der Regel in dem Lande des Beſtimmungsortes 
ftattfinden, inſofern ſolche nicht, nach beſonderen Vereinbarungen, entweder durch 
ba Hebeſtellen an den Binnengrenzen, oder im Lande der Verſendung 

ir Rechnung des abgabeberechtigten Staates erfolgt. Auch ſollen die zur Siche⸗ 
rung der Steuererhebung erforderlichen Anordnungen, ſoweit ſie die bei der Ver⸗ 
Bundes- Geſehbl. 1867. 15 ſen⸗ 


wre 


ſendung aus einem Vereinsſtaate in den anderen einzuhaltenden Straßen und 
Kontrolen betreffen, auf eine den Verkehr möglichſt wenig beſchränkende Weiſe 
und nur nach gegenſeitiger Verabredung, auch, dafern bei dem Transporte ein 
0 85 Vereinsſtaat berührt wird, nur unter Zuſtimmung des letzteren getroffen 
werden. 

Wo innere Steuern nach dem Werthe des Gegenſtandes erhoben werden, 
wird, in Abſicht der aus anderen Vereinsſtaaten übergehenden Erzeugniſſe, auf 
Kontroleinrichtungen Bedacht genommen werden, nach welchen die Ermittelung 
des Werthes in der Regel erſt im Beſtimmungsorte, mit Vermeidung zeitrauben⸗ 
der und den Verkehr beläſtigender Unterſuchungen an den Binnengrenzen oder 
auf dem Wege zwiſchen dem Verſendungs- und Beſtimmungsorte, eintritt. 


F. 7. 


Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Korpo⸗ 
rationen, ſei es durch Zuſchläge zu den Staatsſteuern oder für ſich beſtehend, ſoll 
nur für Gegenſtände, die zur örtlichen Konſumtion beſtimmt ſind, bewilligt werden 
und es foll dabei der im F. 3. dieſes Artikels ausgeſprochene allgemeine Grund- 
ſatz wegen gegenſeitiger Gleichmäßigkeit der Behandlung der Erzeugniſſe anderer 
Vereinsſtaaten, ebenſo wie bei den Staatsſteuern in Anwendung kommen. 

Zu den zur örtlichen Konſumtion beſtimmten en von welchen 
hiernach die Erhebung einer 1 für Rechnung von Kommunen oder Korpo⸗ 
rationen allein ſoll ſtattfinden dürfen, ſind allgemein zu rechnen: Bier, Eſſig, 
Malz, Cider (Obſtwein) und die der Mahl- und Schlachtſteuer unterliegenden 
Erzeugniſſe, ferner Brennmaterialien, Marktviktualien und Fourage. 

Vom Weine ſoll die Erhebung einer Abgabe der vorgedachten Art auch 
ferner nur in denjenigen Theilen des Vereins zuläſſig fein, welche zu den eigent- 
lichen Weinländern gehören. 

Soweit in einzelnen Orten der zum Zollvereine gehörigen Staaten die 
Erhebung einer Abgabe von Branntwein für Rechnung von Kommunen oder 
Korporationen gegenwärtig ſtattfindet, oder nach der beſtehenden Geſetzgebung 
nicht verſagt werden kann, wird es dabei ausnahmsweiſe bewenden. 

Es ſollen aber die für Rechnung von Kommunen oder Korporationen zur 
Erhebung kommenden Abgaben von Wein und Branntwein, ingleichen von Bier, 
in Abſicht ihres Betrages der Beſchränkung unterliegen, daß ſolche beim Brannt⸗ 
wein, mit der Staatsſteuer zuſammen, den im $. 2. dieſes Artikels fehgeſcken 
Maximalſatz von 10 Thalern für die Ohm, und beim Wein und Bier den Satz 
von 20 Prozent der für die Staatsſteuern ebendaſelbſt verabredeten Maximal⸗ 
ſätze nicht überſchreiten dürfen. Ausnahmen hiervon ſollen nur inſoweit zuläſſig 
ſein, als einzelne Kommunen oder Korporationen ſchon gegenwärtig eine höhere 
Abgabe erheben, welchen Falls letztere fortbeſtehen kann. 

Sollten in einem oder dem anderen Orte auch noch von anderen, als 
den vorſtehend genannten Gegenſtänden, Abgaben erhoben werden, ſo ſoll die 
Erhebung der letzteren zwar einſtweilen fortbeſtehen können, die betreffenden 
Regierungen werden es ſich jedoch angelegen ſein laſſen, ſolche Abgaben bei der 
erſten paſſenden Gelegenheit zu beſeitigen. Ueber den Erfolg der diesfälligen 

„ Be⸗ 


. 


Bemühungen wird dem Bundesrathe des Zollvereins von Zeit zu Zeit Mitthei— 
lung gemacht werden. 

Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Korporationen dürfen bei 
dem Uebergange der beſteuerten Gegenſtände nach anderen Vereinsſtaaten, gleich 
den Staatsſteuern, ganz oder theilweiſe zurückerſtattet werden, foweit eine ſolche 
Vergütung bei dem Uebergange der beſteuerten Gegenſtände nach anderen Orten 
deſſelben Landes ſtattfindet. 


F. 8. 
Die Regierungen der Vereinsſtaaten werden dem Bundesrathe des Zoll- 
vereins: 


a) von allen in der Folge eintretenden Veränderungen ihrer Geſetze und 
Verordnungen über die im §. 2. dieſes Artikels bezeichneten Staatsſteuern, 


b) hinſichtlich der Kommunal- ꝛc. Abgaben aber von den Veränderungen, 
welche in Beziehung auf die Hebungsberechtigten, die Orte, die Gegen⸗ 
ſtände, den Betrag und die Art und Weiſe der Erhebung eintreten, 


vollſtändige Mittheilung machen. 


Artikel 6. 


Die Beſtimmungen in den Artikeln 3. 4. und 5., ſowie in den Artikeln 
10. bis 20. und 22. finden vorläufig keine Anwendung: 


1) auf die nachfolgend genannten Staaten und Gebietstheile des Nord— 
deutſchen Bundes, und zwar: 


a) in Preußen: auf die Ortſchaften Drenikow, Porep und Sukow, 
die Kolonie und das Erbpachts Vorwerk Groß⸗Menow, die Ritter⸗ 
güter und Dörfer Zettemin mit Peenwerder, Duckow, Rottmanns⸗ 
hagen, Rützenfelde, Karlsruh und Pinnow, den Hafenort Geeſte⸗ 
münde, das Fort Wilhelm in Bremerhaven, die Elbinſeln Alten⸗ 
werder, Kruſenbuſch, Finkenwerder, Finkenwerderblumenſand, Katt⸗ 
wieck, Hohenſchaar, Overhacken, Neuhof und Wilhelmsburg, die 
Voigtei Kirchwerder und die Dorfſchaft Aumund; 

b) auf die Großherzogthümer Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗ 
Strelitz, erſteres mit Ausnahme ſeiner von Preußen umſchloſſenen 
Gebietstheile Roſſow, Netzeband und Schönberg; 

e) in Oldenburg: auf den Hafenort Brake; 

d) auf das Herzogthum Lauenburg / 

e) auf die Hanſeſtädte Lübeck, Bremen und Hamburg mit einem, dem 
Zwecke entſprechenden Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes; 


2) auf die nachfolgend genannten Gebietstheile Badens, und zwar: 


die Inſel Reichenau, den Ort Büſingen, den Bittenharter Hof, die 
Orte und Höfe Jeſtetten mit Flachshof, . un 
15* eute⸗ 


Reutehof, Lottftetten mit Balm, Dietenberg, Nack, Locherhof und 
Volkenbach, Dettighofen mit Häuſerhof, Altenburg, Baltersweil, 
Berwangen und Albführenhof bei Weisweil. 


Sobald die Gründe aufgehört haben, welche die volle Anwendung des 
gegenwärtigen Vertrages auf den einen oder anderen der unter Nr. 1. genannten 
Staaten und Gebietstheile zur Zeit ausſchließen, wird das Präſidium des Nord⸗ 
deutſchen Bundes den Regierungen der übrigen vertragenden Theile Nachricht 
geben. Der Bundesrath des Zollvereins beſchließt alsdann über den Zeitpunkt, 
an welchem die Beſtimmungen der Artikel 3. bis 5. und 10, bis 20. in dieſem 
Staate oder Gebietstheile in Wirkſamkeit treten. 


Artikel 7. 


Die Geſetzgebung über die in dem Artikel 3. bezeichneten Angelegenheiten, 
ſowie über die in den Zollausſchlüſſen (Artikel 6.) zur Sicherung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Zollgrenze erforderlichen Maaßregeln, wird ausgeübt durch den Bun⸗ 
desrath des Zollvereins als gemeinſchaftliches Organ der Regierungen und durch 
das Zollparlament als gemeinſchaftliche Vertretung der Bevölkerungen. Die 
Uebereinſtimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe beider Verſammlungen iſt zu einem 
Vereinsgeſetze erforderlich und ausreichend, auf andere als die vorſtehend bezeich⸗ 
neten Angelegenheiten erſtreckt ſich die Zuſtändigkeit derſelben nicht. 

Die Verkündung der Vereinsgeſetze in den Gebieten der vertragenden Theile 
erfolgt in den daſelbſt geltenden Formen. 


Artikel 8. 


Ueber die Einrichtung und die Zuſtändigkeit des Bundesrathes des Zoll— 
vereins iſt Folgendes verabredet: 
Ss, 


Der Bundesrath befteht aus den Vertretern der Mitglieder des Nord: 
deutſchen Bundes und der Süddeutſchen Staaten. 


In dem Bundesrathe führen 
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zuſammen 58 Stimmen. 
$. 2. 


Jeder Vereinsſtaat kann fo viel Bevollmächtigte mn Bundesrathe ernen⸗ 
nen, wie er Stimmen hat; doch kann die Geſammtheit der zuſtändigen Stimmen 
nur einheitlich abgegeben werden. Nicht vertretene oder nicht inſtruirte Stimmen 
werden nicht gezählt. 

§. 3. 


Der Bundesrath bildet aus ſeiner Mitte dauernde Ausſchüſſe: 


1) für Zoll- und Steuerweſen, 
2) für Handel und Verkehr, 
3) für Rechnungsweſen. 


In jedem dieſer Ausſchüſſe werden außer dem Präſidium mindeſtens vier 
Vereinsſtaaten vertreten ſein, und führt innerhalb derſelben jeder Staat nur Eine 
Stimme. Die Mitglieder der Ausſchüſſe werden von dem Bundesrathe gewählt. 
Die Zuſammenſetzung dieſer Ausſchüſſe iſt für jede Seſſion des Bundesrathes 
reſp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausſcheidenden Mitglieder wieder 
wählbar find. Den Ausſchüſſen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beantten 
zur Verfügung geſtellt. 

$. 4. 


Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, im Zollparlament zu 
erſcheinen, und muß daſelbſt auf Verlangen jederzeit gehört werden, um die An⸗ 
ſichten feiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn dieſelben von der Majorität 
des Bundesrathes nicht adoptirt worden ſind. Niemand kann gleichzeitig Mit⸗ 
glied des Bundesrathes und des Zollparlaments ſein. 


§. 5. 
Dem Präſidium liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrathes den 


§. 6. 


— 94 — 


$. 6. 

Das Präſidium ſteht der Krone Preußen zu, welche in Ausübung deſſelben 
berechtigt iſt, im Namen der vertragenden Theile Handels- und Schiffahrtsverträge 
mit fremden Staaten einzugehen. 

Zum Abſchluß dieſer Verträge, durch welche die Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages in keiner Art verletzt werden dürfen, iſt die Zuſtimmung des 
Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Zollparlaments er: 
forderlich. 

N 


Dem Präſidium ſteht es zu, den Bundesrath zu berufen, zu eröffnen, zu 
vertagen und zu ſchließen. 
$. 8. 


Die Berufung des Bundesrathes findet alljährlich ſtatt. Das Zoll⸗ 
parlament kann nicht ohne den Bundesrath berufen werden. 


F. 9. 
Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, ſobald ſie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


F. 10. 


Der Vorſitz im Bundesrathe und die Leitung der Geſchäfte ſteht dem 
dazu deſignirten Vertreter Preußens zu. 

Derſelbe kann ſich in Leitung der Geſchäfte durch jedes andere Mitglied 
des Bundesrathes vermöge ſchriftlicher Subſtitution vertreten laſſen. 


. 11. 


Das Präſidium hat die erforderlichen Vorlagen nach Maaßgabe der Be⸗ 
ſchlüſſe des Bundesrathes an das Zollparlament zu bringen, wo ſie durch Mit⸗ 
glieder des Bundesrathes oder durch beſondere, von letzterem zu ernennende 
ommiſſarien vertreten werden. 

8 12. 
Der Beſchlußnahme des Bundesrathes unterliegen: 


1) die dem Zollparlament vorzulegenden oder von demſelben angenommenen, 
unter die Beſtimmung des Artikels 7. fallenden geſetzlichen Anordnungen, 
einſchließlich der Handels- und Schiffahrts verträge, 


2) die zur Ausführung der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung (Artikel 7.) die- 
nenden Verwaltungs-Vorſchriften und Einrichtungen 
3) Mängel, welche bei der Ausführung der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung 
(Artikel 7.) hervortreten, 
4) die 


nn 
. 
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4) die von dem Ausſchuß für Rechnungsweſen vorgelegte ſchließliche Feſt⸗ 
ſtellung des Ertrages der Zölle und der im Artikel 3. $$. 3. und 4. 
bezeichneten Steuern. N 


Jeder über die Gegenſtände zu 1. bis 3. von einem der Vereinsſtaaten 
oder über die Gegenſtände zu 3. von einem kontrolirenden Beamten (Artikel 20.) 
geſtellte Antrag unterliegt der gemeinſchaftlichen Beſchlußnahme. Im Falle der 
Meinungsverſchiedenheit giebt die Stimme des Präſidiums bei den zu 1. und 2. 
bezeichneten alsdann den Ausſchlag, wenn fie ſich für Aufrechthaltung der befte- 
henden Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht in allen übrigen Fällen entſcheidet 
die Mehrheit der Stimmen, bei Stimmengleichheit die Stimme des Präſidiums. 


Artikel 9. 


Ueber die Einrichtung und die Zuſtändigkeit des Zollparlaments iſt Fol— 
gendes verabredet: 


§. 1. 


Das Zollparlament beſteht aus den Mitgliedern des Reichstages des 
Norddeutſchen Bundes und aus Abgeordneten aus den Süddeutſchen Staaten, 
welche durch allgemeine und direkte Wahl mit geheimer Abſtimmung nach Maaß⸗ 
gabe des Geſetzes gewählt werden, auf Grund deſſen die Wahlen zum erſten 
Reichstage des Norddeutſchen Bundes ſtattgefunden haben. 

Es bleibt der Geſetzgebung der Süddeutſchen Staaten vorbehalten, über 
die Staatsangehörigkeit Beſtimmung zu treffen, durch welche die Wählbarkeit 
zum Abgeordneten für das Zollparlament bedingt iſt. 


5. 2. 


Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in das Zollparlament. 

Wenn ein Mitglied des Zollparlaments in einem Vereinsſtaate ein beſol⸗ 
detes Staatsamt annimmt oder im Staatsdienſte in ein Amt eintritt, mit 
welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden iſt, ſo verliert es 
Sitz und Stimme in dem Zollparlament und kann ſeine Stelle in demſelben nur 
durch neue Wahl wieder erlangen. 


5. 3. 
Die Verhandlungen des Zollparlaments ſind öffentlich. 


Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen 
des Zollparlaments bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei. 


b. 4. 


Innerhalb des Kreiſes der im Artikel 7. bezeichneten Angelegenheiten hat 
das Zollparlament das Recht, Geſetze vorzuſchlagen und an daſſelbe gerichtete 
Petitionen dem Bundesrathe des Zollvereins reſp. deſſen Vorſitzendem zu überweiſen. 

dr 


960 


8 ? 
Die Berufung, Eröffnung, Vertagung und Schließung des Zollparlaments 
erfolgt durch das Präſidium. 5 En 2 5 
Die Berufung findet nicht in regelmäßig wiederkehrenden Zeitabſchnitten, 
ſondern dann ſtatt, wenn das legislative Bedürfniß den Zuſammentritt erforderlich 
macht, oder ein Drittheil der Stimmen im Bundesrathe denſelben verlangt. 


$. 6. 


Die Abgeordneten aus den Süddeutſchen Staaten werden auf drei Jahre 
e Nach Ablauf dieſes Zeitraums finden neue Wahlen ſtatt. Die erſten 
Wahlen erfolgen, ſobald der gegenwärtige Vertrag in Wirkſamkeit getreten iſt. 


$. 7. 


Zur Auflöſung des Zollparlaments iſt ein Beſchluß des Bundesrathes des 
Zollvereins unter Zuſtimmung des Präſidiums erforderlich. Im Falle der Auf⸗ 
löſung 1 innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nach derſelben die 
Wähler und innerhalb eines Zeitraums von 90 Tagen nach der Auflöſung das 
Zollparlament verſammelt werden. 

Die Auflöſung des Norddeutſchen Reichstages macht neue Wahlen in den 
Süddeutſchen Staaten nicht erforderlich. . 


F. 8. 


Ohne Zuſtimmung des Zollparlaments darf die Vertagung deſſelben die 
Friſt von 30 Tagen nicht überſteigen und während derſelben Seſſion nicht wieder: 
holt werden. 
$. 9. 


Das Zollparlament prüft die Legitimation ſeine Mitglieder und entſcheidet 
darüber inſoweit, als nicht bereits vor ſeinem Zuſammentritt über die Legitimation 
ſeiner, dem Norddeutſchen Reichstage angehörenden Mitglieder entſchieden iſt. 
Es regelt ſelbſtſtändig feinen Geſchäftsgang und ſeine Disziplin durch eine Ge- 
ſchäftsordnung und erwählt ſelbſtſtändig ſeinen Präſidenten, ſeine Vizepräſidenten 
und Schriftführer. 

§. 10. 


Das Zollparlament beſchließt nach abſoluter Stimmenmehrheit. Zur 
Gültigkeit der Beſchlußfaſſung iſt die Anweſenheit der Mehrheit der geſetzlichen 
Anzahl der Mitglieder erforderlich. 


g. 11. 


Die Mitglieder des Zollparlaments ſind Vertreter des geſammten Volkes 
und an Aufträge und Inſtruktionen nicht gebunden. h 
$. 12, 


— 


6. 12. 


Kein Mitglied des Zollparlaments darf zu irgend einer Zeit wegen feiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Berufs er Aeußerungen 
gerichtlich oder disziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung 
zur Verantwortung gezogen werden. 


$. 13. 


Ohne Genehmigung des Zollparlaments kann kein Mitglied deſſelben 
während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur 
Unterſuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der 
That oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung ift bei einer Verhaftung wegen Schulden erforderlich. 

Auf Verlangen des Zollparlaments wird jedes Strafverfahren gegen ein 
Mitglied deſſelben und jede Unterſuchungs⸗ oder Civilhaft für die Dauer der 
Sitzungsperiode aufgehoben. 


$. 14. 


Die Mitglieder des Zollparlaments dürfen als ſolche keine Beſoldung oder 
Entſchädigung beziehen. 


Artikel 10. 


Der Ertrag der Eingangs- und Ausgangsabgaben, der Salzſteuer und 
Rübenzuckerſteuer in den, der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung (Artikel 3.) unter⸗ 
worfenen Gebieten der vertragenden Theile, einſchließlich der im Artikel 2. er⸗ 
wähnten Staaten oder Gebietstheile, iſt gemeinſchaftlich. Dieſe Gemeinſchaft 
erſtreckt ſich auf den Ertrag der Tabackſteuer, ſobald die Beſtimmung im H. 4. 
des Artikels 3. zur Ausführung gelangt ſein wird. 

Von der Gemeinſchaft find ausgeſchloſſen, und bleiben, ſofern nicht Separat⸗ 
verträge zwiſchen einzelnen Vereinsſtaaten ein Anderes beſtimmen, dem privativen 
Genuſſe der betreffenden Staatsregierungen vorbehalten: 


1) die Steuern, welche im Innern eines jeden Staates von inländifchen 
Erzeugniſſen erhoben werden, einſchließlich der nach Artikel 5. von den 
vereinsländiſchen Erzeugniſſen der nämlichen Gattung zur Erhebung kom⸗ 
menden Uebergangsabgaben 

2) die Waſſerzölle; 

3) Chauſſeeabgaben, Pflaſter⸗„Damm⸗, Brücken-, Fähr⸗ Kanal-, Schleuſen⸗ 
Se ſowie Waage⸗ und Niederla egebühten oder gleichartige 

rhebungen, wie fie auch ſonſt genannt werden mögen; 

4) die Zoll- und Steuerſtrafen und Konfiskate, welche, vorbehaltlich der 

5 PR der Denunzianten, jeder Staatsregierung in ihrem Gebiet ver- 
bleiben. 
Bundes » Geſehbl. 1867. 16 Ar⸗ 
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Artikel 11. 


Der Ertrag der in die Gemeinſchaft fallenden Abgaben wird zwifchen den 
vertragenden Theilen, einſchließlich der im Artikel 2. erwähnten Staaten oder 
Gebietstheile, nach dem Verhältniß der Bevölkerung ihrer, der gemeinſchaftlichen 
Geſetzgebung (Artikel 3.) unterworfenen Gebiete vertheilt. 

Dieſer Ertrag beſteht aus der geſammten Einnahme von den Abgaben, 
nach Abzug En 

1) der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorſchriften beruhenden 
Steuer⸗Vergütungen und Ermäßigungen, 

2) der Rückerſtattungen für unrichtige Erhebungen, 

3) der Erhebungs- und Verwaltungskoſten, und zwar: 

a) bei den Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben der Koſten, welche an 
den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenz⸗ 
Sr für den Schutz und die Erhebung der Zölle erforderlich find 
(Artikel 30. der Verträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 
1833., ſowie vom 12. Mai 1835., Artikel 18. der Verträge vom 
10. Dezember 1835. und 2. Januar 1836., Artikel 29. des Ver⸗ 
4 vom 19. Oktober 1841., Artikel 30. der Verträge vom 
4. April 1853. und 16. Mai 1865. und Artikel 16. des Vertrages 
vom heutigen Tage), 


b) bei der Salzſteuer der Koſten, welche zur Beſoldung der mit Er⸗ 
hebung und Kontrolirung dieſer Steuer auf den Salzwerken beauf⸗ 
tragten Beamten aufgewendet werden (Artikel 3. der Uebereinkunft 
vom 8. Mai 1867.), 


c) bei der Rübenzuckerſteuer der Vergütung, welche nach den jeweiligen 
Sr e den einzelnen Vereinsregierungen für die Koſten 
der Verwaltung dieſer Steuer zu gewähren iſt (Artikel 2. der 
Uebereinkunft vom 16. Mai 1865.). 


Der Stand der Bevölkerung in den Gebieten der vertragenden Theile 
wird alle drei Jahre ausgemittelt und die Nachweiſung derſelben dem Bundes⸗ 
rathe vorgelegt. 


Artikel 12. 


Die dem Münzvertrage vom 24. Januar 1857. entſprechenden Silber⸗ 
münzen der Vereinsſtaaten — mit Ausnahme der Scheidemünze — werden nach 
der auf dieſem Vertrage beruhenden Gleichwerthung von vier Thalern gegen 
ſieben Gulden bei allen Zollhebeſtellen des Vereins angenommen. Hinſichtlich 
der Annahme der Goldmünzen bei dieſen Hebeſtellen bewendet es bei den die 
Annahme dieſer Münzen im Allgemeinen betreffenden Beſtimmungen des Münz 
vertrages. 
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Artikel 13. 


5 für Gewerbetreibende bind f der Zollentrichtung, welche 
nicht in der Zollgeſetzgebung ſelbſt begründet ſind, fallen der Staatskaſſe der⸗ 
jenigen Regierung, welche ſie bewilligt hat, zur Laſt Hinſichtlich der Maaß⸗ 
gaben, unter welchen ſolche Vergünſtigungen zu bewilligen ſind, bewendet es bei 
den darüber beſtehenden Verabredungen. 

Zollbegünſtigungen für Maſchinen und Maſchinentheile ſollen auch auf 
privative Rechnung nicht gewährt werden. 


Artikel 14. 


Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung des allgemeinen 
Verkehrs gerichteten Zwecke des Zollvereins gemäß ſollen beſondere Zollbegün⸗ 
ſtigungen einzelner Meßplätze, namentlich Rabattprivilegien, da wo ſie dermalen 
in den Vereinsſtaaten noch beſtehen, nicht erweitert, ſondern vielmehr, unter 
geeigneter Berückſichtigung ſowohl der Nahrungsverhältniſſe bisher begünſtigter 
Meßyplätze, als der bisherigen Handelsbeziehungen mit dem Auslande, thunlichſt 
beſchränkt und ihrer baldigen gänzlichen Aufhebung entgegengeführt, neue aber 
ohne allſeitige Zuſtimmung auf keinen Fall ertheilt werden. 


Artikel 15. 


Von der tarifmäßigen Abgabenentrichtung bleiben die Gegenſtände, welche 
für die Hofhaltung der hohen Souveraine und ihrer Regentenhäuſer, oder für 
die bei ihren Höfen akkreditirten Botſchafter, Geſandten, Geſchäftsträger u. ſ. w. 
eingehen, nicht ausgenommen, und wenn dafür Rückvergütungen ſtatthaben, ſo 
werden ſolche der Gemeinſchaft nicht in Rechnung gebracht. 

Eben ſo wenig anrechnungsfähig ſind Entſchädigungen, welche in einem 
oder dem anderen Staate den vormals unmittelbaren Reichsſtänden, oder an 
Kommunen oder einzelne Privatberechtigte für eingezogene Zollrechte oder für 
aufgehobene Befreiungen gezahlt werden müſſen. i 

Dagegen bleibt es einem jeden Staate unbenommen, einzelne Gegenftände 
auf Freipäſſe ohne Abgabenentrichtung ein⸗ oder ausgehen zu laſſen. Dergleichen 
Gegenſtände werden jedoch zollgeſetzlich behandelt, und in Freiregiſtern, mit denen 
es wie mit den übrigen Zollregiſtern zu halten iſt, notirt, und die Abgaben, 
welche davon zu erheben geweſen wären, kommen bei der demnächſtigen Reve⸗ 
nüenausgleichung demjenigen Staate, von welchem die Freipäſſe ausgegangen ſind, 
in Abrechnung. 

Artikel 16. 


In Abſicht der Erhebungs- und Verwaltungskoſten für die Eingangs⸗ und 
Ausgangsabgaben kommen folgende Grundſätze zur Anwendung: 


1) Man wird, fo weit nicht ausnahmsweiſe etwas Anderes verabredet ift, 
keine Gemeinſchaft dabei eintreten laſſen, vielmehr übernimmt jede Regie⸗ 
rung alle in ihrem Gebiete vorkommenden Erhebungs- und e 

16* often 


— 100 — 


koſten, es mögen dieſe durch die Einrichtung und Unterhaltung der 
aupt⸗ und Neben⸗Zollämter, der inneren Steuerämter, Hallämter und 
adhöfe, und der Zolldirektionen, oder durch den Unterhalt des dabei 
angeſtellten Perſonals und durch die dem letzteren zu bewilligenden Pen⸗ 
ſionen, oder endlich aus irgend einem anderen Bedürfniſſe der Zoll⸗ 
verwaltung entſtehen. 


Hinſichtlich desjenigen Theils des Bedarfs aber, welcher an den gegen 
das Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des dazu gehörigen 
Grenzbezirks für die Zoll-Erhebungs- und Aufſichts⸗ oder Kontrol⸗ 
Behörden und Zollſchutzwachen erforderlich iſt, wird man ſich über 
Pauſchſummen vereinigen, welche von der jährlich aufkommenden und 
der Gemeinſchaft zu berechnenden Brutto⸗Einnahme an Zollgefällen 
. der im Artikel 11. getroffenen Vereinbarung in Abzug gebracht 
werden. 


Bei dieſer Ausmittelung des Bedarfs ſoll da, wo die Perzeption priva⸗ 
tiver Abgaben mit der Zollerhebung verbunden iſt, von den Gehältern 
und Amtsbedürfniſſen der Zollbeamten nur derjenige Theil in Anrech⸗ 
nung kommen, welcher dem Verhältniſſe ihrer Geſchäfte für den Zoll⸗ 
dienſt zu ihren Amtsgeſchäften überhaupt entſpricht. 


Man wird auch ferner darauf bedacht ſein, durch Feſtſtellung allgemeiner 
Normen die Beſoldungsverhältniſſe der Beamten bei den Zoll⸗Erhebungs⸗ 
und Aufſichtsbehörden, ingleichen bei den Zolldirektionen in möglichſte 
Uebereinſtimmung zu bringen. 


Die Vereinsſtaaten machen ſich verbindlich, für die Dienſttreue der bei 
der Zollverwaltung von ihnen angeſtellten Beamten und Diener und für die 
Sicherheit der Kaſſenlokale und Geldtransporte in der Art zu haften, daß Aus⸗ 
fälle, welche an den Zolleinnahmen durch Dienſtuntreue eines Angeſtellten erfolgen, 
oder aus der Entwendung bereits eingezahlter Gelder entſtehen, von 8 
Regierung, welche den Beamten angeſtellt hat, oder welche dee entwendeten Be⸗ 
ſtände erhoben hatte, ganz allein zu vertreten ſind und bei der Revenüentheilung 
dem betreffenden Staate zur Laſt fallen. 


In Betracht, daß die Koſten für die inneren Steuerämter oder Hallämter 
oder Packhöfe einem jeden Vereinsſtaate zur Laſt fallen, bleibt es jedem derſelben 
überlaſſen, ſolche Aemter innerhalb ſeines Gebietes in beliebiger Zahl zu errichten, 
ſo daß in Beziehung auf deren Kompetenz und Perſonalbeſtellung keine anderen 
als diejenigen Beschränkungen eintreten, welche aus der Vereins-Zollordnung und 
den beſtehenden Inſtruktionen und Verabredungen hervorgehen. 


Der geſammte amtliche Schriftwechſel in den gemeinſchaftlichen Soll- 
e zwiſchen den Schäden und Beamten 5 Vereins ſtaaten im 
ganzen Umfange des Zollvereins ſoll auf den Brief und Fahrpoſten portofrei 
efördert werden, und es iſt zur Begründung dieſer Portofreiheit die Korreſpon⸗ 
wege gedachten Art mit der äußeren Bezeichnung „Zollvereinsſache“ zu 
verſehen. 
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Artikel 17. 


Die von den Erhebungsbehörden nach Ablauf eines jeden Vierteljahres 
aufzuſtellenden Quartal⸗Extrakte und die nach dem Jahres- und Bücherſchluſſe 
aufzuſtellenden Finalabſchlüſſe über die im Laufe des Vierteljahres, beziehungs⸗ 
weiſe während des Rechnungsjahres fällig gewordenen Einnahmen an den ge⸗ 
meinſchaftlichen Abgaben werden von den Direktivbehörden nach vorangegangener 
Prüfung in Hauptüberſichten zuſammengetragen, in welchen jede Abgabe geſon⸗ 
dert nachzuweiſen iſt, und es werden dieſe Ueberſichten an den Wsſchuß des 
Bundesrathes für das Rechnungsweſen (Artikel 8. $. 3.) eingeſendet. Außerdem 
erhält derſelbe je bis zum letzten März für die am letzten Dezember des Vor⸗ 
jahres ee vier Monate und bis zum 10. November für die am letzten 
Auguſt abgelaufenen acht Monate eine Hauptüberſicht der konſtatirten Einnahme 
an Rübenzuckerſteuer und der in Anrechnung zu bringenden Koſten für die Ver⸗ 
waltung dieſer Steuer. ; 

Der Ausſchuß fertigt auf den Grund dieſer Ueberſichten, und zwar für 
die Zölle und die Salzſteuer von drei zu drei Monaten, für die Rübenzucker⸗ 
ſteuer im April und November jeden Jahres, die proviſoriſche Abrechnung meiden 
den vertragenden Theilen, überſendet diefelbe den Central⸗Finanzſtellen der letz 
teren und trifft zugleich Einleitung, um die etwaige Mindereinnahme des einen 
oder anderen vertragenden Theiles gegen den ihm verhältnißmäßig an der Ge⸗ 
ſammteinnahme zuſtändigen Revenüenantheil durch Herauszahlung von Seiten 
des oder derjenigen Theile, bei denen eine Mehreinnahme ſtattgefunden hat, aus⸗ 
8 n di. vie welche auf Grund der Abrechnung über die Rüben⸗ 
zuckerſteuer für die vier Monate vom 1. September bis letzten Dezember 
zu leiſten find, werden am 1. September des folgenden Jahres fällig. 

Damit diejenigen der vertragenden Theile, welche in den Fall kommen, 
Herauszahlungen zur Ausgleichung ihrer Mindereinnahmen von den Die: ande⸗ 
rer Regierungen zu empfangen, jedesmal ſobald wie möglich zu ihrem Guthaben 
gelangen, wird von dem Ausſchuß gleichzeitig mit jeder e Abrech⸗ 
nung ein Vertheilungsplan entworfen, worin die Geldbeträge, welche einzelne der 
vertragenden Theile zu dem angegebenen Zwecke aus den Kaſſen eines anderen 
zu empfangen haben, in runden Summen ausgeworfen und die Kaſſen, von 
denen die Zahlung zu leiſten iſt, bezeichnet werden. 

Nach dieſem Vertheilungsplane, welcher zugleich mit der jedesmaligen Ab⸗ 
rechnung an die Central Finanzſtellen gelangt, wird verfahren und das Erfor⸗ 
derliche zu deſſen Ausführung veranlaßt, inſofern nicht etwa gegen denſelben er⸗ 
hebliche Anſtände obwalten, in welchem Falle dieſe dem Bundesrathe unverzüglich 
mitzutheilen find. Wegen Forderungen, welche mit der Zollabrechnung nicht in 
Verbindung ſtehen, werden die herauszuzahlenden Beträge nicht zuruͤckgehalten 
werden. 

Bei der Ueberſendung des erwähnten Vertheilungsplans wird der Aus⸗ 
ſchuß angeben, inwiefern bei deſſen Entwerfung nach den bereits zum Voraus 
geäußerten Wünſchen der vertragenden Theile verfahren worden iſt, und ſomit 
deren ausdrückliche Billigung der desfallſigen Vorſchläge mit Beſtimmtheit an⸗ 
genommen werden kann. D 
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Die definitiven Jahresabrechnungen legt der Ausſchuß mit ſeinen Bemer⸗ 
kungen dem Bundesrathe zur Beſchlußnahme vor. 


Artikel 18. 


Das Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungsrecht bleibt jedem Vereins⸗ 
ſtaate in ſeinem Gebiete vorbehalten. Auf Verlangen werden periodiſche Ueber⸗ 
1 5 der erfolgten Straferlaſſe dem Bundesrathe des Zollvereins mitgetheilt 
werden. 


Artikel 19. 


Die Erhebung und Verwaltung der gemeinſchaftlichen Abgaben (Artikel 10.) 
bleibt jedem Vereinsſtaate, ſoweit derſelbe fie bisher ausgeübt hat, innerhalb ſei⸗ 
nes Gebietes überlaſſen. 

Es werden daher in jedem dieſer Staaten bei den Lokal- und Bezirks⸗ 
ſtellen für die Erhebung und Aufſicht, welche nach der hierüber getroffenen be- 
ſonderen Uebereinkunft nach gleichförmigen Beſtimmungen angeordnet, beſetzt und 
inſtruirt werden ſollen, die Beamten und Diener auch ferner von der Landes⸗ 
regierung ernannt. 

In jedem dieſer Vereinsſtaaten, mit Ausnahme des Thüringiſchen Vereins⸗ 
gebietes, wird die Leitung des Dienſtes der Lokal⸗ und Bezirksbehörden, ſowie 
die Vollzie ung der gemeinſchaftlichen Zollgeſetze überhaupt, einer, oder, wo ſich 
das Bedürfniß hierzu zeigt, mehreren Zolldirektionen übertragen, welche dem ein- 
ſchlägigen Miniſterium des betreffenden Staates untergeordnet ſind. Die Bil⸗ 
dung der Zolldirektionen und die Einrichtung ihres Geſchäftsganges bleibt den 
einzelnen Staatsregierungen überlaſſen; der Wirkungskreis derſelben aber kann, 
inſoweit er nicht ſchon durch gegenwärtigen Vertrag und die gemeinſchaftlichen 
Zollgeſetze beſtimmt iſt, durch eine vom Bundesratße des Zollvereins feſtzuſtel⸗ 
lende Inſtruktion bezeichnet werden. 

In dem Thüringiſchen Vereinsgebiete vertritt der gemeinſchaftliche General- 
inſpektor in den Berührungen mit dem Bundesrathe und mit bet Zollbehörden 
der anderen Vereinsſtaaten die Stelle einer Zolldirektion. 


Artikel 20. 


Für Einhaltung des geſetzlichen Verfahrens bei der Erhebung und Ver⸗ 
waltung der gemeinſchaftlichen Abgaben hat das Präſidium Sorge zu tragen. 

& ordnet zu dieſem Zwecke, nach Vernehmung des Ausſchuſſes des 
Bundesrathes für Zoll» und Steuerweſen (Artikel 8. $. 3.), den Haupt -Zoll- 
ämtern ſowohl an den Grenzen als im Innern (Haupt⸗Steuerämtern mit Nieder⸗ 
lagen), und den Direktivbehörden Vereinsbeamte bei. 

Die den Hauptämtern beigeordneten Kontroleure haben von allen Ge- 
ſchäften derſelben und der Nebenämter in Beziehung auf die Grenzbewachun 
und das Verfahren bei der Zoll⸗ und Steuererhebung Kenntniß zu nehmen un 
auf Einhaltung eines geſetzlichen Verfahrens, ingleichen auf die Abſtellung etwaiger 
al einzuwirken, übrigens ſich jeder eigenen Verfügung zu enthalten. Ihre 


dienſtliche Stellung und ihre Befugniſſe werden durch eine Inſtruktion geregelt. 
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Die den Direktivbehörden beigeordneten Bevollmächtigten haben ſich von 

allen vorkommenden Verwaltungsgeſchäften, welche ſich auf die durch den gegen⸗ 
hee eingegangene Gemeinſchaft beziehen, vollſtändige Kenntniß zu 
verſchaffen. 
Ihr Geſchäftsverhältniß iſt durch eine beſondere Inſtruktion näher beſtimmt, 
als deren Grundlage die unbeſchränkte Offenheit von Seiten der Verwaltung, 
bei welcher die Bevollmächtigten fungiren, in Bezug auf alle Gegenſtände der 
gemeinſchaftlichen Verwaltung, und die Erleichterung jedes Mittels, durch welches 
ſie ſich die Information hierüber verſchaffen können, angenommen iſt, während 
andererſeits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtig dahin gerichtet fein ſoll, ein⸗ 
tretende Anſtände und Meinungsverſchiedenheiten auf eine dem gemeinſamen Zwecke 
und dem Verhältniſſe verbündeter Staaten entſprechende Weiſe zu erledigen. 

Die Miniſterien oder oberſten Verwaltungsſtellen der Vereinsftaaten wer⸗ 
den überdies dem Bundesrathe auf Verlangen jede gewünſchte Auskunft über die 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten mittheilen. 

Die Gehälter und alle übrigen Koſten der Vereins⸗Kontroleure und Bevoll- 
mächtigten trägt der Verein. 


Artikel 21. 


Die vertragenden Theile werden Erfindungspatente und Privilegien nur 
unter Beachtung der in der Uebereinkunft vom 21. September 1842. feſtgeſtellten 
Grundſätze ertheilen. f 

Sollte einer von ihnen während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages 
von dieſer Verpflichtung zurücktreten wollen, jo wird er feinen Rücktritt den übrigen 
vertragenden Theilen drei Monate vor der Ausführung erklären. Dieſer Rück⸗ 
tritt darf ſich jedoch weder auf die Beſtimmung unter Nr. III. der gedachten 
Uebereinkunft, noch auf die Verpflichtung erſtrecken, die Angehörigen der übrigen 
vertragenden Theile ſowohl in Betreff der Verleihung von Patenten, als auch 
hinſichtlich des Schutzes für die durch die Patentertheilung begründeten Befug⸗ 
niſſe den eigenen Angehörigen gleich zu behandeln. 


Artikel 22. 


Chauſſeegelder oder andere ſtatt derſelben beſtehende Abgaben, ebenſo 
flafter-, Damm, Brücken⸗ und Fährgelder, oder unter welchem anderen Namen 
dergleichen Abgaben beſtehen, ohne Unterſchied, ob die Erhebung für Rechnung 
des Staates oder eines Privatberechtigten, namentlich einer Kommune geſchieht, 
ſollen ſowohl auf Chauſſeen, als auch auf unchauſſirten Land- und Heerſtraßen, 
welche die unmittelbare Verbindung zwiſchen den an einander grenzenden Vereins⸗ 
ſtaaten bilden und auf denen ein größerer Handels und Reiſeverkehr ftattfindet, nur 
in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden können, als fie den ge⸗ 
wöhnlichen Herſtellungs und Unterhaltungskoſten angemeſſen ſind. 

Das in dem Preußiſchen Chauſſeegeld-Tarife vom Jahre 1828. beſtimmte 
Chauſſeegeld ſoll als der höchſte Satz angeſehen, und hinführo in den Gebieten 
keines der vertragenden Theile überſchritten werden, mit alleiniger Ausnahme 
des Chauſſeegeldes auf ſolchen Chauſſeen, welche von Korporationen oder Privat⸗ 
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erſonen oder auf Aktien angelegt ſind oder angelegt werden möchten, inſofern 
ieſelben nur Nebenſtraßen nd oder blos lokale Verbindungen einzelner Ort⸗ 
ſchaften oder Gegenden mit größeren Städten oder mit den eigentlichen Haupt⸗ 
handelsſtraßen bezwecken. 

An Stelle der vorſtehend in Beziehung auf die Höhe der Chauſſeegelder 
eingegangenen Verbindlichkeit tritt für Oldenburg die Verpflichtung, die dermaligen 
Chauſſeegeldſätze nicht zu erhöhen. 

Beſondere Erhebungen von Thorſperr- und Pflaſtergeldern ſollen auf 
chauſſirten Straßen da, wo ſie noch beſtehen, dem vorſtehenden Grundſatze gemäß 
aufgehoben und die Ortspflaſter den Chauſſeeſtrecken dergeſtalt eingerechnet wer⸗ 
Fü daß davon nur die Chauffeegelder nach dem allgemeinen Tarife zur Erhebung 
ommen. 


Artikel 23. 


Die Waſſerzölle oder auch Wegegeldgebühren auf Flüſſen, mit Einſchluß 
derjenigen, welche das Schiffsgefäß treffen (Rekognitionsgebühren), ſind von der 
Schiffahrt auf ſolchen Flüſſen, auf welche die Beſtimmungen des Wiener Kon⸗ 
greſſes oder beſondere Staatsverträge Anwendung finden, ferner gegenſeitig nach 
jenen Beſtimmungen zu entrichten, inſofern hierüber nichts Beſonderes verab- 
redet worden iſt, oder verabredet werden wird. 

Auf den übrigen Flüſſen, bei welchen weder die Wiener Kongreßakte noch 
andere Staatsverträge Anwendung finden, werden die Waſſerzölle oder Waſſer⸗ 
wegegelder nach den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen 
erhoben. Dieſe Abgaben ſollen jedoch den Betrag von + Gr. vom Zollzentner 
oder 1 Kr. vom Bayeriſchen Zentner für die Meile nicht überſteigen. 

Auf allen dieſen Flüſſen wird jeder Vereinsſtaat die Angehörigen der 
anderen Vereinsſtaaten, deren Waaren und Schiffsgefäße in jeder Beziehung, 
insbeſondere auch hinſichtlich der Binnenſchiffahrt, gleich ſeinen eigenen behandeln. 


Artikel 24. 


In den Gebieten der vertragenden Theile ſollen Stapel⸗ und Umſchlags⸗ 
rechte auch ferner nicht zuläſſig ſein. Niemand ſoll zur Anhaltung, Verladung 
oder Lagerung gezwungen werden können, als in den Fällen, in welchen die 
gemeinſchaftliche Zollordnung oder die betreffenden Schiffahrts-Reglements es 
zulaſſen oder vorſchreiben. 


Artikel 25. 


Kanal-, Schleuſen⸗, Brücken⸗, Fähr⸗, Hafen⸗“ Waage⸗, Krahnen⸗ und 
Niederlagegebühren und Leiſtungen für Anſtalten, die zur Erleichterung des 
Verkehrs beſtimmt find, ſollen nur bei Benutzung wirklich beſtehender Einrichtungen 
erhoben werden und, mit Ausnahme der Abgaben für die Befahrung der nicht 
im Staatseigenthum befindlichen künſtlichen Waſſerſtraßen, die zur Unterhaltung 
und gewöhnlichen Herſtellung erforderlichen Koſten nicht überſteigen. Alle dieſe 
Abgaben ſollen von den Angehörigen aller Vereinsſtaaten auf völlig gleiche Weiſe, 
wie von den eigenen Angehörigen, ingleichen ohne Rückſicht auf die Beſtimmung 
der Waaren erhoben werden. 90 

in⸗ 
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Findet der Gebrauch einer N nur zum Behufe der Zoll⸗ 
ermittelung oder überhaupt einer zollamtlichen Kontrole ſtatt, jo tritt eine Gebühren⸗ 
erhebung nicht ein. 


Artikel 26. 


Die vertragenden Theile werden gemeinſchaftlich dahin wirken, daß durch 
Annahme gleichförmiger Grundſätze die Gewerbſamkeit befördert, und der Befugniß 
der Angehörigen des einen Staates, in dem anderen Arbeit und Erwerb zu ſuchen, 
möglichſt freier Spielraum gegeben werde. 

Von den Angehörigen eines Vereinsſtaates, welche in dem Gebiete eines 
anderen Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit ſuchen, ſoll keine Abgabe 
entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig die in demſelben Gewerbsverhältniſſe 
ſtehenden eigenen Angehörigen unterworfen ſind. N 

Desgleichen ſollen Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, 
welche ſich darüber ausweiſen, daß fie in dem Vereinsſtaate, wo fie ihren Wohnſitz 
haben, die geſetzlichen Abgaben für das von ihnen betriebene Geſchäft entrichten, 
wenn ſie perſönlich oder durch in ihren Dienſten ſtehende Reiſende Ankäufe machen, 
oder Beſtellungen, nur unter Mitführung von Muſtern, ſuchen, in den anderen 
Staaten keine weitere Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet ſein. 

Auch ſollen beim Beſuche der Märkte und Meſſen zur Ausübung des 
Handels und zum Abſatze eigener Erzeugniſſe oder Fabrikate in jedem Vereins⸗ 
ſtaate die Angehörigen der anderen Vereinsſtaaten ebenſo wie die eigenen An⸗ 
gehörigen behandelt werden. 


Artikel 27. 


Die vertragenden Theile werden gemeinſchaftlich dahin wirken, für das 
Maaßſyſtem und, ſoweit nöthig, für das Gewichtsſyſtem ihrer Gebiete die zur 


Förderung des gegenſeitigen Verkehrs wünſchenswerthe Uebereinſtimmung herbei⸗ 


zuführen. 
Artikel 28. 


Die Seehäfen der Staaten des Norddeutſchen Bundes ſollen dem Handel 
der Angehörigen der übrigen vertragenden Theile gegen völlig gleiche Abgaben, 


wie ſolche von den eigenen Angehörigen entrichtet werden, offen ftehen; auch 


ſollen die in fremden See- und anderen Handelsplätzen angeſtellten Konſuln eines 
oder des anderen der vertragenden Theile veranlaßt werden, der Angehörigen der 
übrigen Vereinsſtaaten ſich in vorkommenden Fällen möglichſt mit Rath und 
That anzunehmen. 


Artikel 29. 
Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1868. in Wirkſamkeit. 


Er ſoll, ſofern er nicht vor dem 1. Januar 1876. von dem einen oder 
dem anderen der vertragenden Theile aufgekündigt wird, auf weitere zwölf Jahre 
und ſo fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angeſehen werden. 

Bundes- Geſetbl. 1867. 17 Er 


atififation fpä eſtens am 
ne 2 55 in Berlin bewirkt werden. 
So geſchehen Berlin, den 8. Juli 1867. 


v. Pommer Eſche. v. Philipsborn. Delbrück. Weber. 
(L. S.) (L. S.) 1 (L. S.) 


Gerbig. v. Thümmel. v. Spitzemberg. Riecke. 5 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 
Mathy. Ewald. Thon. v. Liebe. 
(L. S.) (L. 8.) (L. S.) (L. 8.) 


Die Reatſtatons⸗ Urkunden b des vorſtehenden Vertrages ſind zu Berlin 1 
ausgewechſelt worden. 5 


. 
Na 


Schluß - Protokoll, 


Verhandelt Berlin, den 8. Juli 1867. 


Die Unterzeichneten vereinigten ſich heute, um den in Vollmacht ihrer Hohen 
Kommittenten vereinbarten Vertrag über die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
vereins nach nochmaliger gemeinſchaftlicher Durchleſung zu unterzeichnen, bei 
welcher Gelegenheit noch folgende, der Schlußverhandlung vorbehaltene Erklä⸗ 
rungen, Verabredungen und erläuternde Bemerkungen in gegenwärtiges Schluß⸗ 
Protokoll niedergelegt wurden. 


1. Zum Artikel 1. des Vertrages. 


1. Die Verabredung, welche im Artikel 1. des Vertrages über die Wirk⸗ 
ſamkeit der daſelbſt genannten Verträge getroffen iſt, ſoll auch auf diejenigen 
näheren Beſtimmungen und Abreden, welche in den zu jedem dieſer Verträge 
gehörigen Protokollen enthalten find, ſowie überhaupt auf alle in Folge der Zoll— 
vereinigungs-Verträge zum Bollzuge derfelben und zur weiteren inneren Aus- 
bildung des Vereins getroffenen Vereinbarungen Anwendung finden. 

2. Durch die Beſtimmung in dieſem Artikel wird der Berückſichtigung 
der in Schleswig - Holftein beſtehenden beſonderen Verhältniſſe bei der daſelbſt 
vorzunehmenden Zollorganiſation nicht vorgegriffen. 


2. Zum Artikel 3. $. 7. des Vertrages. 


Man iſt übereingekommen, daß, als Ausnahme von dem bei Ausführung 
der Vorſchrift im F. 43. des Zollgeſetzes ſeither befolgten Grundſatze, Roheiſen 
und altes Brucheiſen, welches für Eiſengießereien, Hammerwerke und Walzwerke 
zur Verarbeitung mit der Beſtimmung eingeht, die daraus gefertigten Waaren 
in das Ausland auszuführen oder für den Bau von Seeſchiffen & verwenden, 
unter den in der Anlage A. näher bezeichneten Bedingungen und Kontrolen auf 

2 Vereinsrechnung zollfrei abgelaſſen werden kann. 


3. Zum Artikel 4. des Vertrages. 


Man iſt darüber einverſtanden, daß die Beſtimmung im Artikel 4., indem 
fie die Fortdauer des in einzelnen Vereinsſtaaten zur Zeit beſtehenden Verbots 
der Einfuhr von Spielkarten ausſchließt, der Befugniß der Vereinsregierungen 
keinen Eintrag thut, wie von inländiſchen, ſo auch von den aus anderen Wia 

5 17* aaten 
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ſtaaten oder aus dem Vereinsauslande eingehenden Spielkarten eine Stempel; 
abgabe zu erheben. Letztere wird von fremden Spielkarten mit keinem höheren 
Betrage erhoben werden, als von den im Lande der Erhebung verfertigten. 
Spielkarten, welche aus dem freien Verkehr eines Vereinsſtaates nach einem 
Vereinsſtaate, in welchem eine Stempelabgabe erhoben wird, zum Verbleib oder 
zum Durchgange verſendet werden, unterliegen der Uebergangsſchein-Kontrole. 


4. Zum Artikel 5. Nr. II. $$. 2. 3. 4. 5. und 7. des Vertrages. 


Die im Artikel 11. des Vertrages vom 16. Mai 1865. unter Nr. II. 
$$. 2. 3. 4. 5. und 7. enthaltenen, auf die innere Steuer vom Taback bezüglichen 
Verabredungen ſind in den Vertrag vom heutigen Tage nur deshalb nicht über⸗ 
nommen worden, weil ſie ihre Erledigung finden werden, ſobald die im Artikel 3. 
§. 4. des Vertrages vom heutigen Tage getroffene Beſtimmung zur Ausführung 
gelangt ſein wird. Sie bleiben daher bis zu dieſem Zeitpunkte in voller 
Wirkſamkeit. 


5. Zum Artikel 5. §. 5. des Vertrages. 


Eine Ueberſicht der Steuerſätze, welche in denjenigen Vereinsſtaaten, wo 
innere Steuern auf die Hervorbringung oder Zubereitung gewiſſer Erzeugniſſe 
gelegt ſind, von den gleichnamigen vereinsländiſchen Erzeugniſſen erhoben oder 
bei der Ausfuhr ſolcher Erzeugniſſe nach anderen Vereinsſtaaten rückvergütet 
werden, iſt unter B. beigefügt. 


0 N 


In Beziehung auf die ſchon bisher zum Zollverein gehörigen Staaten 
bleiben diejenigen Anordnungen aufrecht erhalten, welche rückſichtlich des exleich- 
terten Verkehrs der ausgeſchloſſenen Landestheile mit dem Hauptlande gegenwärtig 
beſtehen. 


Zum Artikel 6. des Vertrages. 


7. Zum Artikel 8. §. 3. des Vertrages. 


Der Aufwand für die den Ausſchüſſen zur Verfügung geſtellten Beamten 
wird zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und den Süddeutſchen Staaten nach dem 
Verhältniß vertheilt werden, in welchem die in die Kaſſe des erſteren fließenden 
Zölle und Verbrauchsabgaben zu den Antheilen ſtehen, welche die letzteren von 
den 111 Artikel 10. des Vertrages in die Gemeinſchaft fallenden Abgaben 
erhalten. 


8. Zum Artikel 8. §. 6. des Vertrages. 


Preußen wird, unbeſchadet feiner ausſchließlichen Berechtigung, in Namen 
des Vereins Handels- und Schiffahrtsverträge mit fremden Staaten einzugehen, 
bei Verträgen mit Oeſterreich und der Schweiz die angrenzenden Vereinsſtaaten 

zur 


ur 


= Ma | 
85 Theilnahme an den dem Abſchluß vorangehenden Verhandlungen einladen. 


m Falle eine Uebereinſtimmung nicht zu erzielen, wird es deſſenungeachtet bei 
der Beſtimmung des $. 6. fein Bewenden behalten. 


9. Zum Artikel 8. F. 12. des Vertrages. 


1. Die Funktionen, welche durch die im §. 1. des gegenwärtigen Pro⸗ 
tokolls bezeichneten Beſtimmungen, Abreden und Vereinbarungen der Generalkon⸗ 
ferenz übertragen ſind, gehen auf den Bundesrath des Zollvereins über. 

2. Man iſt darüber einverſtanden, daß der Bundesrath des Zollvereins 
auch diejenigen, ſeinem Geſchäftskreiſe angehörenden Angelegenheiten zu erledigen 
hat, welche aus der Zeit vor dem 1. Januar k. J. herrühren und auf dem 
vertragsmäßigen Wege nicht haben erledigt werden können. 


10. Zum Artikel 12. des Vertrages. 


Zur Vermeidung der Unzuträglichkeiten, welche die im Artikel 12. des 
Vertrages vom heutigen Tage erneuerte Verpflichtung zur gegenſeitigen Annahme 
der Silbermünzen bei allen Zollhebeſtellen mit Rückſicht Er die obwaltende Ver⸗ 
ſchiedenheit des Münzfußes herbeiführen kann, iſt verabredet, daß 


a) die aus den Abrechnungen über die gemeinſchaftlichen Einnahmen ſich 
ergebenden Herauszahlungen an andere Vereinsſtaaten, ſoweit ſie nicht 
durch die bei den Bollkaſſen eingegangenen Münzen des empfangenden 
Staates oder der mit letzterem in genauerer Uebereinſtimmung ſtehenden 
Staaten geleiſtet werden können, nur entweder in Vereinsthalern (Ar⸗ 
tikel 8. des Münzvertrages vom 24. Januar 1857.), oder in ganzen 
Thaler- oder Guldenſtücken, nicht aber in Theilſtücken des Thalers oder 
Guldens geleiſtet werden follen; auch daß 


p) die bei den Zollkaſſen ſolcher Vereinsſtaaten, welche nach Gulden rechnen, 
eingegangenen Theilſtücke des Thalers, ſowie umgekehrt die bei den Zoll- 
kaſfen der Staaten, die nach Thalern rechnen, eingegangenen Theilſtücke 
des Guldens, ſofern der empfangende Staat ſich derſelben nicht durch 
die aus der Abrechnung ſich ergebenden Herauszahlungen entledigen kann, 
auf Verlangen bei der nächſtgelegenen landesherrlichen Kaſſe des Vereins⸗ 
ſtaates, deſſen Stempel fie tragen, gegen ganze Thaler- und reſp. Gul⸗ 
denſtücke ausgewechſelt werden ſollen, ohne daß jedoch dem Staate, 
welcher die Auswechſelung übernimmt, anderweite Unkoſten hieraus er— 
wachſen dürfen. 


11. Zum Artikel 13. des Vertrages. 
Die unter C. anliegende Nachweiſung enthält diejenigen Beträge, welche 


bei dem Neubau eines Seeſchiffes für die nicht ſpeziell nachzuweiſenden Eifen- 
beſtandtheile als Zollvergütung höchſtens zu gewähren ſind. 12. 8 
Zum 


Er fe 


12. Zum Artikel 14. des Vertrages. 


Die unter Nr. 6. k., 2. und 3., Nr. 10. c., Nr. 12. g., Nr. 19. a. und b., 
Nr. 21. a. I., Nr. 27. b. c. d. und e., Nr. 31. c., Nr. 35. b. und C., Nr. 38. b. e. 
und d. und Nr. 40. b. und c. der zweiten Abtheilung des bis zum 1. Juli 1865. 
gültig geweſenen Vereinstarifs begriffenen Gegenſtände ſollen, ungeachtet ſie durch 
den gegenwärtig beſtehenden Zolltarif mit geringeren Zollſätzen belegt ſind, als 
dem im H. 3. der Leipziger Meßordnung vom 4. Dezember 1833. und den analogen 
Beſtimmungen für andere Meßylätze feſtgeſetzten Minimalſatze, auch fernerhin 
kontofähig bleiben. a 


13. Zum Artikel 16. des Vertrages. 


Mit Rückſicht auf das beſonders ungünſtige Verhältniß, welches zwiſchen 
der Länge der Zollgrenze des Herzogthums Oldenburg auf der einen und dem 
Flächeninhalte, ſowie der Bevölkerung deſſelben auf der anderen Seite obwaltet, 
wird Oldenburg ausnahmsweiſe ein Zuſchuß zu ſeiner Pauſchſumme, und zwar 
auf Höhe von 4500 Thalern auch ferner gewährt werden. 


14. Zum Artikel 28. des Vertrages vom 4. April 1853. 


Auf Grund der Verabredung unter Nr. 13. des Schlußprotokolls vom 
16. Mai 1865. iſt für Oldenburg eine beſondere Direktivbehörde errichtet worden. 


15. Zum Artikel 20. des Vertrages. 


1. Preußen wird zur Ausübung der ihm nach Artikel 20. des Vertrages 
vom heutigen Tage zuſtehenden Kontrole auch Beamte der anderen Vereinsftaaten, 
unter Berückſichtigung der Wünſche der betreffenden Regierungen, verwenden. 

2. Als Grundlage der in dieſem Artikel erwähnten Inſtruktion, welche 
das Geſchäftsverhältniß der den Direktivbehörden der Vereinsſtaaten beizuordnen⸗ 
den Bevollmächtigten näher beſtimmen ſoll, iſt verabredet worden, daß ein ſolcher 
Bevollmächtigter da, wo er ſeinen Sitz erhalten hat, die nachſtehend beſtimmte 
Wirkſamkeit auszuüben berechtigt ſein ſoll. 


a) Derſelbe kann allen Sitzungen der Direktivbehörde beiwohnen. Eine jede 
Verfügung und Anweiſung, welche die letztere oder deren Vorſtand in 
Beziehung auf die Verwaltung der gemeinſchaftlichen Abgaben an die 
ihr untergeordneten Behörden ergehen läßt, muß vor der Ausfertigung 
ihm, ſofern er am Orte anweſend iſt, zur Einſicht im Konzepte vorgelegt 
und darf nicht eher ausgefertigt werden, als nachdem er ſein Viſa bei⸗ 
geſetzt hat. 

b) Dieſes Viſa ſoll der Bevollmächtigte zwar weder verweigern noch ver- 
zögern dürfen, bei Ertheilung deſſelben iſt er jedoch berechtigt, wenn er 
befürchtet, daß aus dem Vollzuge der Verfügung oder Anweiſung ein 

Nach⸗ 


Nachtheil für den Zollverein entſtehen möchte, feine abweichende Anficht . 
motivirt auf dem Konzepte zu vermerken, und zu verlangen, daß die 
Direktivbehörde wenigſtens gleichzeitig mit dem Erlaſſe der fraglichen 
Verfügung an das ihr vorgeſetzte Miniſterium Bericht erſtatte. 


c) Inſofern das Letztere nicht rechtzeitig Abhülfe getroffen haben, oder eine 
Verſtändigung mittelſt Korreſpondenz der Miniſterien oder der oberſten 
Zollbehörden der betreffenden Staaten nicht inzwiſchen eingetreten ſein 
ſollte, iſt an den Bundesrath des Zollvereins zu rekurriren, um die 
Differenz und den etwanigen Anſpruch auf Entſchädigung des Vereins 
gegen diejenige Regierung, deren Behörde dazu Veranlaſſung gegeben 
hat, zur Entſcheidung zu bringen. 


d) Zu den Befugniſſen des Bevollmächtigten gehört auch die Viſitation des 
Grenz- und Reviſionsdienſtes auf der Zolllinie und des Verfahrens bei 
der Zoll- und Steuererhebung in dem Gebiete, wo er beglaubigt iſt, 
wobei derſelbe ſich der Beihülfe der ihm hierzu zugewieſenen Beamten 
bedienen kann. Er iſt jedoch nicht berechtigt, bei ſolchen Reviſionen 
Befehle an die Zoll- oder Steuerbeamten zu ertheilen oder Anordnungen 
in der Verwaltung zu treffen, vielmehr kann er nur bei der betreffenden 
Direktivbehörde die ſchleunige Abſtellung der von ihm etwa entdeckten 
Mängel in Antrag bringen. 


e) Es ſteht dem Bevollmächtigten, wie jedem Mitgliede der Direktivbehörde, 
die Einſicht der Akten, Bücher, Rechnungen und Regiſter ꝛc. ſowohl 
dieſer Behörde, als auch der Zoll- und Steuererhebungs⸗Behörden zu. 

f) Er kann die Rechnungen über die gemeinſchaftlichen Abgaben prüfen 
und dagegen Erinnerungen machen, ohne jedoch die Führung und Ab⸗ 
nahme derſelben, ingleichen die Entſcheidung der Erinnerungen durch die 
dem Rechnungsführer vorgeſetzte Dienſtbehörde aufzuhalten. Findet er 
die Entſcheidung dem Vereinsintereſſe nicht entſprechend, ſo hat er den 
betreffenden Gegenſtand bei dem Bundesrathe zur Anzeige zu bringen. 


16. Zum Artikel 22. des Vertrages. 


In Betreff des Betrages des Chauſſeegeldes im Königreiche Sachſen und 
in denſenigen zu dem Thüringiſchen Vereine gehörigen Ländern, wo die Meilen 
eben ſo lang, als die Sächſiſchen Meilen ſind, verbleibt es bei den darüber in 
den Schlußprotokollen zu den Verträgen vom 30. März und 11. Mai 1833. 


getroffenen Verabredungen. 


17. Zum Artikel 26. des Vertrages. 


Man iſt darüber einverſtanden, daß die im dritten Abſatze des Artikels 26. 
bezeichneten Gewerbetreibenden und Reiſenden Waaren zum Verkauf auch ferner 
nicht mit ſich führen, aufgekaufte Waaren aber ſelbſt nach dem Beſtimmungsorte 
mitnehmen dürfen. 1 = 

as 
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Das hiernach anzuwendende Formular für die Gewerbe-Legitimationskarten 
iſt unter D. beigefügt. 


Die ſämmtlichen Bevollmächtigten ertheilen ſich gegenſeitig die Zusicherung, 
daß, wie dies auch bei den früheren Solloerektinkang Heeger geſchehen iſt, 
ihre Regierungen mit der Ratifikation des Vertrages zugleich auch die im gegen⸗ 
wärtigen Protokoll enthaltenen Verabredungen, ohne weitere förmliche Ratifikakion 
derſelben, als genehmigt anſehen und aufrecht erhalten werden. 

Der Vertrag ward hierauf in Einem Exemplare, welches für den Geſammt⸗ 
verein im Königlich Preußiſchen Geheimen Staatsarchiv aufbewahrt werden ſoll, 
von den Bevollmächtigten unterzeichnet und unterſiegelt, und ſollen die bereits 
vorbereiteten Abdrücke Preußiſcher Seits nach erfolgter Beglaubigung ſofort den 
Bevollmächtigten der übrigen Vereinsregierungen zugeſtellt werden. 

Nachdem endlich noch konſtatirt war, daß die Ratifikation des Vertrages 
für den Norddeutſchen Bund nur durch deſſen Präſidium zu erfolgen habe, und 
daß, wie bereits in früheren ähnlichen Fällen geſchehen, eine ſolche Form der 
Ratifikation gewählt werden könne, wodurch der Gegenſtand der letzteren, ohne 
vollſtändige Einrückung der Vertragsartikel, hinlänglich genau bezeichnet wird, 
wurde auch gegenwärtiges Protokoll in einem Exemplare nach geſchehener Ver⸗ 
leſung unterzeichnet und von den Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, unter 
dem Vorbehalt der alsbaldigen Mittheilung beglaubigter Abdrücke an die übrigen 
Bevollmächtigten, nebſt dem Vertrage, Behufs der weiteren Beförderung an das 
Königliche Geheime Staatsarchiv, in Empfang genommen. 


G 
v. Pommer Eſche. v. Philips born. Delbrück. Weber. 
Gerbig. v. Thümmel. v. Spitzemberg. Riecke. 
Mathy. Ewald. Thon. v. Liebe. 
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Anlage zu Nr. 2. des Schluß Protokolls. 
* — — — —— 


A. 


1) Die Begünſtigung wird nur ſolchen Fabrikanten ertheilt, welche in Bes 
ziehung auf die Beobachtung der Zollgeſetze unbeſcholten find. 


2) Den Fabrikanten wird eine, unter amtlichem Mitverſchluſſe ſtehende 
Privatniederlage von ausländiſchem Roheifen aller Art und altem 
Brucheiſen bewilligt, für welche fie auf ihre Koſten einen ſicheren ver⸗ 
ſchließbaren Raum herzurichten haben. Die allgemeinen Beſtimmungen 
über die unter Mitverſchluß der Zollbehörde ſtehenden Privatniederlagen 
finden auf dieſe Niederlage gleichmäßig Anwendung. 8 

Die Niederlegung des Roh- und Brucheiſens kann auch in einer 
öffentlichen Niederlage ſtattfinden. 


Bei der betreffenden Zoll- oder Steuerſtelle wird für jeden Fabrikanten 
ein Konto geführt, in welchem die Mengen des eingeführten, in die 
Niederlage gebrachten, ausländiſchen Roh- und Brücheiſens und die 
Gattung und Mengen der daraus verfertigten, in das Ausland aus⸗ 
geführten, in einer öffentlichen Niederlage niedergelegten oder für den 
inländiſchen Schiffbau verwendeten Waaren nachgewieſen werden. 


4) Wenn aus der Niederlage Roh- oder Brucheiſen zur Verarbeitung für 
das Ausland oder zu Schiffbaugegenſtänden entnommen werden ſoll, ſo 
hat der Fabrikant der betreffenden Zoll- oder Steuerſtelle ſolches unter 
Angabe der daraus zu verfertigenden Waaren zeitig zuvor mittelſt 
ſchriftlicher Anmeldung anzuzeigen. 

Die angemeldete Menge wird aus der Niederlage verabfolgt, der 
Abgang auf der Anmeldung beſcheinigt und im Konto bemerkt. 


Die Abſchreibung vom Niederlagekonto erfolgt, nachdem die Ausfuhr, 
die Niederlegung in einer öffentlichen Niederlage, oder die Verwendung 
zum Schiffbau der aus dem verabfolgten Roh⸗ oder Brucheiſen verfer⸗ 
tigten Gegenſtände beſcheinigt worden, und zwar auf Höhe des Gewichtes 
dieſer Gegenſtände. 


Am Schluſſe jedes Quartals wird der Zollbetrag fällig, welcher der 

Differenz zwiſchen dem Gewichte der im Laufe des vorletzten Quartals 

von der Niederlage abgemeldeten und dem Gewichte der im Laufe des 

letzten Quartals von dem Niederlagekonto abgeſchriebenen Menge ent⸗ 

1 5 Iſt die letztere Menge größer als die erſtere, ſo kommt die 
ifferenz bei dem nächſten Quartalabſchluſſe zur Anrechnung. 


Lagerreviſionen finden ganz nach dem Ermeſſen der Zollverwaltung 
ſtatt, jedenfalls aber wird mindeſtens einmal im Jahre eine Reviſion 
der ganzen Niederlage vorgenommen. 


3 


— 


5 


— 


6 


— 


7 


ER 
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8) Die Fabrikanten haben die über den Fabrikbetrieb zu führenden Bücher 
Fabrik⸗ oder Betriebsbücher) ſo einzurichten, daß daraus ohne beſondere 
chwierigkeiten erſehen werden kann, welche Arten von Waaren her⸗ 
geſtellt ſind und welches Material dazu benutzt worden iſt. 
Die Einſicht dieſer Fabrik- oder Betriebsbücher iſt den mit der 
Beaufſichtigung der Fabrik beauftragten Beamten jederzeit zu geſtatten. 
Aach ſind die Fabrikanten verpflichtet, auf Verlangen des Haupt⸗ 
amtes, die Einſicht ihrer ſonſtigen Geſchäftsbücher und Korreſpondenzen 
zu geſtatten, um Ueberzeugung davon zu gewähren, weſſen Beſtellungen 
ſie ausführen, ſowie ob und in welchem Umfange ſie inländiſches Eiſen 
oder Eiſenwaaren beziehen. 


9) Der Zollverwaltung bleibt ferner vorbehalten, nach Befinden weitere 
Kontrolen anzuordnen, namentlich aber den Betrieb der Fabriken durch 
Aufſichtsbeamte ſpeziell überwachen zu laſſen. Dieſen Beamten iſt der 
Zutritt zu allen Fabrikräumen zu jeder Tageszeit und auch zur Nacht⸗ 
zeit ſo lange zu geſtatten, als in der Fabrik gearbeitet wird. 


10) 95 Zollverwaltung iſt befugt, die Begünſtigung jederzeit zurückzu⸗ 
nehmen. 

Die Zurücknahme ſoll immer erfolgen, wenn ein Fabrikant wegen 
Defraudation die geſetzliche Strafe verwirkt hat, und ſie kann insbeſon⸗ 
dere auch dann ausgeſprochen werden, wenn ein Buchführer oder Ar⸗ 
beiter der Fabrik in ſolcher Art wegen Vergehungen, welche er im In⸗ 
tereſſe des Fabrikanten verübt hat, mit Strafe belegt worden iſt. 


11) Die Fabrikanten haben ſich einer, von der Direktivbehörde zu beſtimmen⸗ 
den Konventionalſtrafe bis zu der Summe von 100 Thalern in allen 
Fällen zu unterwerfen, in welchen ſie den im Intereſſe der Zollverwal⸗ 
tung von den zuſtändigen Zoll⸗ oder Steuerbehörden getroffenen Anord⸗ 
nungen keine Folge leiſten, vorbehaltlich der Zurücknahme der Begün⸗ 
ſtigung bei fortgeſetzter Weigerung. 


Ueberſicht 
der 
Steuer ſätze, 
welche 


0 in denjenigen Vereinsſtaaten x; wo innere Steuern auf die Hervor⸗ 
bringung oder Zubereitung gewiſſer Erzeugniſſe gelegt ſind, von den 
gleichnamigen vereinslaͤndiſchen Erzeugniſſen erhoben werden. 


Vereinsſtaaten dc. 
in 
welchen die Erhebung ſtattfindet. 


Nummer. 


Maaßſtab 


für 


die Erhebung. 


Steuerſatz im 


30⸗ 5255 
Thalerfuß. er 
Thlr. Sar. Pe. Fl. Kr. 


Bemerkungen über die 
bei der Ausfuhr nach 
anderen Vereinsſtaaten 
oder dem Auslande 
bewilligten 
Steuervergütungen. 


— — — ——— 2 —— 


I. Von Tabackblättern 
und Tabackfabrikaten. 


1. Preußen (ausſchließlich der 
Hohenzollernſchen Lande?). 
Außerdem im engeren Ver⸗ 
eine mit Preußen (nach der 
Zeitfolge der Verträge): 
a) von Schwarzburg-Son⸗ 
dershauſen: 
die Unterherrſchaft, 
b) 3 eee 


adt: 
die Unterherrſchaft, 
c) vom Großherzogthum 
Sachſen: 
das Amt Allſtedt mit 
Oldisleben, 
d) Anhalt, 
e) das Fürſtenthum Lippe, 
f) von Mecklenburg ⸗Schwe⸗ 
rin: 
die Ortſchaften Nof- 
ſow, Netzeband und 


Schöneberg, 
g) von Sachſen ⸗Koburg⸗ 
Gotha: 


das Amt Volkenrode, 
h) von Oldenburg: 
das Fürſtenthum Bir⸗ 
kenfeld, 
i) Waldeck und Pyrmont, 
K) Sei e 
Y) Bremiſche Gebietstheile. 
So 


3. | Thüringiſcher Verein.. N 


— 


Zollzentner 


20 


In den Hohenzollern⸗ 
ſchen Landen wird eine 
Uebergangs- Abgabe von 
Tabackblättern und Ta⸗ 
backfabrikaten nicht er⸗ 
hoben. 


Vereinsſtaaten de., 
in 
welchen die Erhebung ſtattfindet. 


Dazu gehören außer den 
demſelben een Preu⸗ 
ßiſchen Gebietstheilen: 

a) das Großherzogthum 
Sachſen, ausſchließlich 
der Aemter Oſtheim und 
Allſtedt mit Oldisleben, 
aber einſchließlich des zum 
Amte Oſtheim gehörenden 
Ortes Melpers, 

b) das Herzogthum Sachſen⸗ 
Meiningen, 

e) das Herzogthum Sachſen⸗ 
Altenburg, 

d) das Herzogthum Sachſen⸗ 
Koburg.⸗ Gotha, aus⸗ 
ſchließlich der Aemter Kö⸗ 
nigsberg und Volkenrode, 

e) die Fürſtlich Schwarz⸗ 
burg ⸗Rudolſtadtſche 

die Fc 
f) die Fürſtlich Schwarz 
burg⸗Sondershauſenſche 

Oberherrſchaft, 

g) das Fürſtenthum Reuß 
älterer Linie, 

h) das Fürſtenthum Reuß 
jüngerer Linie. 


4.] Braunſchwei g 
5. | Oldenburg, ausſchließlich des 


Fürſtenthums Birkenfeld 
und einſchließlich Bremiſcher 
Gebietstheile 


6. Luxemburr gg 


Anmerk. Die in den vorauf— 
geführten Vereinsſtaaten ꝛe. 


Maaßſtab 


für 


die Erhebung. 


Zollzentner 


Steuerſatz im Bemerkungen über die 
bei der Ausfuhr nach 


1. anderen Vereinsſtaaten 
30. BE oder dem Auslande 
* 57 
Thalerfuß. bewilligten 
gat fuß. Steuervergütungen. 
Thlr. Sgr. Pf. [ Fl. Kr. 


2 


2 
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Vereinsſtaaten de., 
in 
welchen die Erhebung ſtattfindet. 


Nummer. 


Maaßſtab 
für 
die Erhebung. 


T 


Bemerkungen über die 
bei der Ausfuhr nach 
anderen Vereinsſtaaten 


Steuerſatz im 


aufkommende beige 
Abgabe von Tabackblättern 
und Tabackfabrikaten iſt eine 
gemeinſchaftliche und wird ge⸗ 
theilt. Zwiſchen dieſen Ver⸗ 
einsſtaaten ꝛc. findet freier 
Verkehr mit Taback ſtatt. 


II. Von Bier. 


1a. Preußen Wannen de der 
Hohenzollernſchen Lande). 
Außerdem die bei Preußen 
vorſtehend zu I. von a. bis 1. 
aufgeführten Länder und 
Landestheile, welche mit 
Preußen im engeren Vereine 


ſtehen. 
1b. | Hohenzollernſche Lande.... 


Zollzentner 


un 95 00 
tembergift 
n 
Preußiſch 
a. braunes 
Bier 
b. weißes Bier 


30= 615 Se oder „ 

0 ewilligten 
een fuß. Steuervergütungen. 
ble. Sgr. Pf. Fl. Kr. 

716 264] Bei der Ausfuhr von 
6 Str. und mehr werden 
3 Sgr. für den Zentner 
brutto rückvergütet. 


41 377 2 Bei der Ausfuhr wird 
für den Württembergiſchen 

477 8 
7 2 a) braunen ommer⸗ 
22 1107] 1120 biers 1 Fl. 30 Kr., 


b) braunen Winterbiers 
1 Fl. 12 Kr. 
und 
c) für Weißbier 54 Kr. 
rückvergütet. 


Vereinsſtaaten ꝛc., 
in 
welchen die Erhebung ſtattfindet. 


ee | 


Aicher Verein (wie 
zu I. 3.) 


Braunſchwei g 
Oldenburg (wie zu I. 5.) . 
W 


Anmerk. Die in den vor⸗ 
ſtehend zu Ha., 2. bis 6. auf⸗ 
geführten Vereinsſtaaten dc. 
aufkommende Uebergangs⸗ 
Abgabe von Bier iſt eine ge- 
meinſchaftliche und wird ge⸗ 
theilt. Zwiſchen dieſen Ver— 
einsſtaaten ꝛc. findet freier 
Verkehr mit Bier ſtatt. 


Bayern, rechts des Rheines, 
und im engeren Vereine mit 
Bayern: 

a) das Großherzoglich Säch⸗ 
ſiſche Amt Oſtheim, mit 
Ausſchluß des Ortes 
Melpers, 

b) das Herzoglich Sachſen⸗ 
Koburg⸗Gothaiſche Amt 
Königsberg. . 


Maaßſtab 
für 
die Erhebung. 


N Zollzentner 


ne 0 
Bayeriſch 
i 


Preußiſch 


30. 
Thalerfuß. 
Thlr. Sgr. Pf. 


7 


17 


— 
* 


Steuerſatz im 


52%- 
Gulden⸗ 
fuß. 


Kr. 


264 


—— — —ᷓᷓ— 


Bemerkungen über die 
bei der Ausfuhr nach 
anderen Vereinsſtaaten 
oder dem Auslande 
bewilligten 
Steuervergütungen. 


Wie zu 1a. 


In den dem Thürin⸗ 
giſchen Verein zugewie⸗ 
ſenen Preußiſchen Lan- 
destheilen, wie zu 1a. 

Im Herzogthum Ko⸗ 
burg werden bei der 
Ausfuhr 12 Kr. für den 
Eimer von dem zu Kom⸗ 
munalzwecken beſtimm⸗ 
ten Theile der Staats- 
abgabe rückvergütet. 

Wie zu la. l 


Die Rückvergütung von 
Bier, welches aus den 
Bayeriſchen Hauptlanden 
ausgeführt wird, beträgt 
40 Kr. für den Bayeri⸗ 
ſchen Eimer. 


Vereinsſtaaten ꝛc., 
in 
welchen die Erhebung ſtattfindet. 


Nummer. 


Maaßſtab 
für 
die Erhebung. 


Steuerſatz im 


Bemerkungen über die 
bei der Ausfuhr nach 
anderen Vereinsſtaaten 
oder dem Auslande 
bewilligten 
Steuervergütungen. 


— —— —- —äͤ — 4˖ä4A ———ͥ ns 


8. | Württem bern 


III. Von Branntwein. 


1a. Preußen?“ (ausſchließlich der 
Hohenzollernſchen Lande). 
Außerdem die bei Preußen 
vorſtehend zu I. von a. bis 
1. aufgeführten Länder und 
Landestheile, welche mit 
Preußen im engeren Vereine 
ſtehen. 
2 dem ehemaligen Kurfür⸗ 
enthume Heſſen (mit Aus⸗ 
ſchluß des Kreiſes Schmal⸗ 
kalden und der Grafſchaft 


Schaumburg) werden bis zum 
1. Juli 1868 erhoben 


Ib. Hohenzollernſche Lande, ſoweit 
ſie früher zu Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen gehörten. 


Eimer (Würt⸗ 
tembergiſch) 
—=2,1395 Ohm 
Preußiſch 

a. braunes 
Wer 
b. weißes Bier 


Ohm (Badiſch) 
Io Ohm 


Preußiſch 


Be (Großhz. 
e 
Preußiſch 


Ohm (Preu⸗ 
ßiſch) bei 50 
Prozent Al⸗ 
kohol nach 
Tralles 


Desgl. 


Eimer (Würt⸗ 
tembergiſch) 


30. 524 
Thalerfuß. 7 8 
Thlr. Sar. Pf. [ Fl. Kr. 
1121 57 3 
44 3 2 

22 3%] 118 

28 62 140 
6 10 30 
4 77 
1112 10¼/ 2 30 


Die erhobene Malz⸗ 
ſteuer wird von ausge⸗ 
hendem Bier nach Maaß⸗ 
gabe des dazu verwende⸗ 
ten Malzes in jedem ein⸗ 
zelnen Falle ermittelt und 
danach die Steuervergü⸗ 
tung feſtgeſetzt und ge⸗ 
währt. 


Bei der Ausfuhr des 
im Großherzogthum Ba⸗ 
den erzeugten Biers wer⸗ 
den auf die Badiſche Ohm 
1 Fl. 5 Kr. rückvergütet. 


Bei der Ausfuhr von 
20 Maaß und mehr wird 
eine Steuervergütung von 
1 Fl. 5 Kr. für die Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſche Ohm 
gewährt. 


Bei der Ausfuhr wird 
eine Steuervergütung von 
11 Silberpfennigen für 
ein Quart zu 50 Prozent 
Alkohol nach Tralles ge⸗ 
währt. 


Bis zum 1. Juli 1868. 
8 Silberpfennige für ein 
Quart zu 50 Prozent Al- 
kohol nach Tralles. 


Steuerſatz im 


Bemerkungen über die 


= Vereinsſtaaten x. , Maaßſtab bei der Ausfubr nach 
- in ; für a “ober den duffle 
& welchen die Erhebung ſtattfindet.] die Erhebung.] Thalerfuß. fuß. S 
Thle. Sgr. Bi. | Fl. Ker. 5 
eee 
3. Thüringiſcher Verein (wie [Ohm (Preu⸗ 
r ßiſch) bei 
55 a 50 Prozent 6 10 30] Wie zu 1a. 
Braunſchwei gg Alkohol na 
5. | Oldenburg (wie zu I. 5.)... Tralles 
B. Luxemburg 5 
Anmerk. Die in den vorſte⸗ 
hend zu 1 a., 2. bis 6. auf⸗ 
geführten Vereinsſtaaten ꝛc. 
aufkommende Uebergangs⸗ 
Abgabe von Branntwein iſt 
eine gemeinſchaftliche und wird 
getheilt. Zwiſchen dieſen Ver⸗ 
einsſtaaten ꝛc. findet freier 
Verkehr mit Branntwein ſtatt. 
7.] Bayern, rechts des Rheines.] Eimer (Baye-] 1 145 
Außerdem die bei Bayern rich 
vorſtehend unter II. 7. auf- 
geführten Landestheile an⸗ 
derer Vereinsſtaaten. 
8. | Württemberg Eimer (Würt⸗ 2 8 67 4 
tembergiſch) 
bei 50 Prozent 
Alkohol nach 
Tralles 
aden OhmBadiſch) Bei der Ausfuhr von 
à. Branntwein 28 6% 1/40 mindeſtens 50 Maaß 
8 Branntwein werden auf 
b. Weingeiſt 1215063 die Badiſche Ohm 36 Kr., 
von Weingeiſt 1Fl. 10 Kr. 
rückvergütet. 
eee Ohm (Großhz.] 5 4135| 9 Bei der Ausfuhr von 
Heſſiſch) 20 Maaß und mehr wer- 
bei 50 Prozent = 275 Hen 1 
erzogli eſſiſche 
Alkohol nach bel 50 Prozent Alkohol 
Tralles nach Tralles gewährt. 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1867. 19 
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Steuerſatz im Bemerkungen über die 
bei der Ausfuhr nach 


u Vereinsſtaaten 2c., Maaßſtab 

5 . 5 1, anderen Vereinsſtaaten 
8 m für 30. A oder dem Auslande 
. VV. 


welchen die Erhebung ſtattfindet. 
Tblr. Sgr. Pf. | Fl. Kr. 
—:. .. — ... 78: 


IV. Von geſchrotetem 
Malze. 
1. | Bayern, rechts des Rheines. Metzen (Baye⸗ 
Außerdem die bei Bayern u 
= (,674283 


unter II. 7. aufgeführten 
Landestheile anderer Ver-] Scheffel 
einsſtaaten. Preußiſch 


14.3) 50 


2] Württemberg. . ............ 7 a 
tembergi 
— Die 
Scheffel 
Preußiſch 
a. geſchrotenes 
Darrmalz. 
b. gequetſchtes 
Grünmalz 2 65 9 


637 22 


Anlage zu Nr. 11. des Schlußprotokolls. 
— — nn 
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C. 
Nachweiſung 
der 
an die Erbauer von Seeſchiffen je nach deren Tragfähigkeit für die nicht ſpeziell 
nachweisbaren Eiſenbeſtandtheile höchitend zu bewilligenden Zollverguͤtung. 


Betrag Diffe⸗ Betrag Diffe 

Größe der Schiffe für Kan Größe der Schiffe für für die 

in Laſten zu 4000 Pfund. die Last. Last. in Laſten zu 4000 Pfund. die Laſt. Last. 
Tbl. Sgr. Pf.. Pf. Thl. Sgr. Pf.] Pf. 
Für Schiffe bis einſchließlich Für ein Schiff von 450 Laſten . 299 
50 Laſtenn 0 11% % % 4 %% 
Für ein Schiff von 75 Laſten, 109 Ai > VV e 
e , ET Be 
125 1 6 % „%%% 550 84 de 

150 I e BL NBR v 
ige ITI i 
. IU i lazpe] ) 
e 78 az. } de 
5 7 250 15311 5 Si = 675 ⸗ 268 6 
„„ „ e s e 
* . = 300 s ih 5 3 15 1 * * 4 725 x . 26 — 45 
C!CCC0bGCbCͤꝗ]ĩðiL(/ . ars” 1958| Ze 
0 1 dr 3 25 4 I» 
„„ e 75 1 % „ e |. sl. 15 
„ jan ca e 400 IB a „„ e BEE: 155 
ee. 425 11 %%% 850 244 Ins 

Anmerkungen. 


1. Die vorſtehenden Sätze gelten für eifenfeft gebaute Schiffe, und werden bei kupferfeſt gebauten Schiffen, wenn 
das dazu zu verwendende Stangenkupfer oder Meſſing zollfrei abgelaſſen iſt, um 5 Sgr. für die Laſt ermäßigt. 

2. Für Schiffe von einer Laſtenzahl, welche zwiſchen je zwei der in obiger Tabelle aufgeführten Laſtenzahlen fällt, ift 
der Betrag für die Laſt mit Hülfe der Differenzen proportional zu berechnen, z. B. da zwiſchen der Tragfähigkeit 
von 125 und 150 Laſten die Differenz für die Laſt 27 Pfennig beträgt, fo berechnet fi die Vergütung für ein 
Schiff von 132 Laſt um 7 & 4 Pf. = 5 Pf. für die Laſt geringer, als für ein ſolches von 125 Laſt, mithin 
auf 1 Thlr. 5 Sgr. I Pf. Bei dieſer Berechnung find Bruchpfennige, wenn der Bruch mehr als 3 beträgt, 
als volle Pfennige zu berechnen, entgegengeſetzten Falls aber außer Anfag zu laſſen. 


BET 
Anlage zu Nr. 17. des Schlußprotokolls. 
. A el 
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D. 


Gewerbe⸗Legitimationskarte, 


gültig für das Jahr 1800 acht und sechszig. 


Stempel 
mit dem Wappen 
und 


Namen 
des Landes. 


IN N., welcher in N. N. wohnhaft ift, und für Rechnung 

1. seiner eigenen Drogueriewaaren-Handlung daselbst, 

2. der Drogueriewaaren-Handlung N. N. daselbst, bei welcher er 

als Handlungscommis im Dienste steht, 

3. nachstehender Handlungs(Fabrik)häuser als: 
im Gebiete des Zollvereins Waaren-Beſtellungen aufzufuchen und Waaren⸗Ein⸗ 
käufe zu machen beabſichtigt, wird hierdurch, behufs ſeiner Gewerbslegitimation 
bei den Behörden der übrigen Zollvereinsſtaaten, beſcheinigt, daß für den Gewerbe⸗ 


il h 23 : ; 
betrieb ger vorgedachten Geſchäftsnzuer im hieſigen Lande die geſetzlich befte- 


henden Steuern zu entrichten ſind. 

Derſelbe darf von den Waaren, auf welche er Beſtellungen ſuchen will, 
nur Proben, aufgekaufte Waaren aber nur behufs deren Beförderung nach dem 
Beſtimmungsorte mit ſich führen. 


Auch iſt ihm verboten, für Rechnung Anderer als der genannten Geſchäfts⸗ 


= Waaren⸗Beſtellungen aufzufuchen oder Waaren⸗Ankäufe zu machen. 


Bei dem Aufſuchen von Beſtellungen oder bei den Waaren⸗Ankäufen hat 
er die in jedem Vereinsſtaate gültigen Vorſchriften zu beachten. 


(Ort, Datum, Unterschrift und Stempel der ausstellenden Behörde.) 
Perſonal⸗Beſchreibung und Anterſchrift des Reiſenden. 


—— c — 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


